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Kreis Lippe 
 
335 Bekanntmachung der Entscheidung über die 

Notwendigkeit einer Umweltverträglichkeits-
prüfung (standortbezogene Vorprüfung des 
Einzelfalles nach § 3c des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung - UVPG) 

 
Immissionsschutz 
 
Die Firma Phoenix Contact GmbH & Co. KG, Flachs-
marktstr. 8, 32825 Blomberg, hat hier die Genehmigung 
gemäß §§ 4/19 des Bundes Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) für die Errichtung und den Betrieb eines 
Blockheizkraftwerkes mit einer Feuerungswärmeleistung 
von 2.076 kW zum Zwecke der Erzeugung gekoppelter 
Wärme / Kälte und Strom an dem Standort 32825 Blom-
berg, Flachsmarktstraße 8, Gemarkung Blomberg, Flur 
11, Flurstück 874, beantragt. 
 
Das Blockheizkraftwerk ist in der Anlage 1 (Liste der 
UVP- pflichtigen Vorhaben) des UVPG unter der Nr. 
1.2.3.2, Spalte 2  (Buchst. S) als Anlage genannt, für die 
im Rahmen einer standortbezogenen Vorprüfung des 
Einzelfalls nach § 3c Abs. 1 Satz 2 des UVPG zu prüfen 
ist, ob nach den in der Anlage 2 des UVPG aufgeführten 
Schutzkriterien und trotz der geringen Größe oder Leis-
tung des Vorhabens nur aufgrund besonderer örtlicher 
Gegebenheiten gemäß den in der Anlage 2 Nummer 2 
aufgeführten Schutzkriterien erhebliche nachteilige Um-
weltauswirkungen zu erwarten sind. 
 
Nach Prüfung der Antragsunterlagen und unter Berück-
sichtigung der Stellungnahmen der im Genehmigungsver-
fahren beteiligten Träger öffentlicher Belange wurde fest-
gestellt und entschieden, dass die Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist, da 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nach den in 
der Anlage 2 des UVPG genannten Schutzkriterien zum 
Standort des Vorhabens nicht zu erwarten sind. Die Fest-
stellung ist selbstständig nicht anfechtbar. 
 
Diese Entscheidung wird hiermit gem. § 3a des UVPG 
der Öffentlichkeit bekanntgegeben. 
 
 
Im Auftrag 
Gez. Depping 

KrBl. Lippe 12.08.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
336 Bekanntmachung Öffentliche Zustellung einer 

Verfügung 
 
Frau Gemma Lisle Brunton, ,ist am 05.08.2013 unter dem 
Aktenzeichen 2.5.V.02.02.00-GB-K eine Verfügung erlas-
sen worden. 
 
Die Verfügung konnte nicht zugestellt werden, da die Ad-
ressatin unbekannt verzogen und eine Zustellung an einen 
Vertreter oder Zustellungsbevollmächtigten nicht möglich 
ist. 
 
Die Verfügung wird daher gemäß  § 10 des Landeszustel-
lungsgesetzes NRW (GV. NRW. 2006 S. 94) vom 
01.02.2006 durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
Sie gilt als zugestellt, wenn seit dem Tage der öffentlichen 
Bekanntmachung mehr als zwei Wochen vergangen sind. 
Mit der Zustellung beginnt die Rechtsmittelfrist, nach deren 
Ablauf Rechtsmittel grundsätzlich nicht mehr möglich sind. 
 
Die Adressatin kann die Verfügung beim Kreis Lippe, 
Fachgebiet Veterinärangelegenheiten, Lebensmittelüber-
wachung, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold, Zim-
mer 2156, während der üblichen Dienstzeiten in Empfang 
nehmen. 
 
Detmold, den 05.08.13 
 
KREIS LIPPE 
Der Landrat 
FG Veterinärangelegenheiten, Lebensmittelüberwachung 
Im Auftrag 
 
 
gez. Schliemann 

KrBl. Lippe 12.08.2013 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
337 1. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung 

für die Abwasserbeseitigung, die Entsorgung 
von Grundstücksentwässerungsanlagen, die 
Abfallentsorgung und die Straßenreinigung in 
der Stadt Bad Salzuflen vom 18.07.2013 

 
Auf Grund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 
14.07.1994 (GV NRW 1994 S. 666) – in der aktuell gülti-
gen Fassung – und der §§ 1, 2, 4, 6 und 10 des Kommu-
nalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG NRW) vom 21.Oktober 1969 (GV NRW 1969, S. 
712) – in der aktuell gültigen Fassung – und des Wasser-
haushaltsgesetzes (WHG) vom 31.07.2009 (BGBl. 
I S. 2585) – in der aktuell  gültigen  Fassung -  und der 
§§ 51 ff. des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (LWG NRW) vom 25. Juni 1995 (GV NRW 
1995, S. 926) – in der aktuell gültigen Fassung – und des 
Abwasserabgabengesetzes (AbwAG) vom 18.01.2005 
(BGBl. I S 114) – in der aktuell gültigen Fassung – und 
des § 10 der Satzung über die Entsorgung von Grund-
stücksentwässerungsanlagen in der Stadt Bad Salzuflen 
vom 24.04.1986 – in der aktuell gültigen Fassung - und 
der Entwässerungssatzung der Stadt Bad Salzuflen vom 
20.10.2010 – in der aktuell gültigen Fassung – und des 
§ 9 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(LAbfG) vom 21. Juni 1988 (GV NRW 1988 S. 250) – in 
der aktuell gültigen Fassung – und des § 21 der Satzung 
über die Abfallentsorgung in der Stadt Bad Salzuflen vom 
16.05.2012 – in der aktuell gültigen Fassung -  und der 
§§ 3 und 4 des Straßenreinigungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (StrReinG NRW) vom 
18. Dezember 1975 (GV NRW 1975 S. 706; ber. 1976 S. 
12) – in der aktuell gültigen Fassung – und des § 6 der 
Satzung über die Straßenreinigung in der Stadt Bad Sal-
zuflen vom 15.12.2010 – in der aktuell gültigen Fassung -  
 
hat der Rat der Stadt Bad Salzuflen in seiner Sitzung vom 
17.07.2013 folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
§ 3 Schmutzwassergebühr wird wie folgt geändert: 
 
(2) Als Schmutzwassermenge gilt die aus der öffentlichen 

Wasserversorgungsanlage bezogene Frischwasser-
menge (§ 3 Abs. 3) und die aus privaten Wasserversor-
gungsanlagen (z.B. privaten Brunnen, Regenwas-
sernutzungsanlagen) gewonnene Wassermenge (§ 3 
Abs. 4), abzüglich der auf dem Grundstück nachweis-
bar verbrauchten und zurückgehaltenen Wassermen-
gen, die nicht in die gemeindliche Abwasseranlage 
eingeleitet werden (§ 3 Abs. 6). 

 
(3) Die dem Grundstück zugeführten Wassermengen wer-

den durch Wasserzähler ermittelt. Bei dem aus der öf-
fentlichen Wasserversorgungsanlage bezogenen Was-
ser gilt die mit dem Wasserzähler gemessene Wasser-
menge als Verbrauchsmenge. Hat ein Wasserzähler 
nicht ordnungsgemäß funktioniert, so wird die 
Wassermenge von der Stadt Bad Salzuflen unter 
Zugrundelegung des Verbrauchs des Vorjahres ge-
schätzt. 

 

 

 

(4) Bei der Wassermenge aus privaten Wasserversor-
gungsanlagen (z.B. privaten Brunnen) hat der Gebüh-
renpflichtige jeweils bis zum 31. Januar für das abge-
laufene Kalenderjahr den Mengennachweis durch einen 
auf seine Kosten eingebauten, geeichten und ord-
nungsgemäß funktionierenden Wasserzähler zu führen. 
Der Nachweis über den ordnungsgemäß funktionie-
renden Wasserzähler obliegt dem Gebührenpflich-
tigen.  

 

(5) Ist dem Gebührenpflichtigen der Einbau eines sol-
chen Wasserzählers (gem. Abs. 4) nicht zumutbar, 
so ist die Stadt Bad Salzuflen berechtigt, die aus diesen 
Anlagen zugeführten Wassermengen zu schätzen Die 
Schätzung erfolgt bei Wohngrundstücken unter Berück-
sichtigung der für das Grundstück mit 1. und 2. Wohn-
sitz gemeldeten Personen. Es wird dabei ein durch-
schnittlicher Wasserverbrauch von 40 m³ je Person und 
Jahr zugrunde gelegt. Bei nicht ausschließlich zu 
Wohnzwecken genutzten Grundstücken ist ein auf Kos-
ten des Gebührenpflichtigen eingebauter, ordnungsge-
mäß funktionierender Wasserzähler erforderlich. Aus-
nahmsweise ist bei diesen Grundstücken eine zuver-
lässige Schätzung nur möglich, wenn der Stadt nach-
prüfbare Unterlagen vorliegen. 

 

(6) Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge wer-
den die auf dem Grundstück anderweitig verbrauch-
ten oder zurückgehaltenen Wassermengen (sog. 
Wasserschwundmengen) abgezogen, die nach-
weisbar nicht dem öffentlichen Kanal zugeführt 
werden. Der Nachweis der Wasserschwundmengen 
obliegt den Gebührenpflichtigen. Der Gebühren-
pflichtige ist grundsätzlich verpflichtet, den Nach-
weis durch eine auf seine Kosten eingebaute, ord-
nungsgemäß funktionierende und geeignete Mess-
einrichtung zu führen: 
 
Nr. 1: Abwasser-Messeinrichtung 
 
Geeignete Abwasser-Messeinrichtungen sind tech-
nische Geräte, die in regelmäßigen Abständen kali-
briert werden müssen. Die Kalibrierung ist nach den 
Herstellerangaben durchzuführen und der Stadt 
nachzuweisen, um die ordnungsgemäße Funktion 
der Abwasser-Messeinrichtung zu dokumentieren. 
Wird dieser Nachweis nicht geführt, findet eine Be-
rücksichtigung der Abzugsmengen nicht statt.  
 
Nr. 2: Wasserzähler 
 
Ist die Verwendung einer Abwasser-Messeinrich-
tung im Einzelfall technisch nicht möglich oder dem 
Gebührenpflichtigen nicht zumutbar, so hat er den 
Nachweis durch einen auf seine Kosten eingebau-
ten, ordnungsgemäß funktionierenden, geeichten 
und fest eingebauten Wasserzähler zu führen. Der 
Wasserzähler muss alle 6 Jahre gemäß den §§ 12 
bis 14 i. V. m. dem Anhang B Nr. 6.1 der Bundes-
Eichordnung durch einen neuen, geeichten Was-
serzähler ersetzt werden. Der Nachweis über die 
ordnungsgemäße Funktion sowie Eichung des 
Wasserzählers obliegt dem Gebührenpflichtigen. 
Wird dieser Nachweis nicht geführt, findet eine Be-
rücksichtigung der Abzugsmengen nicht statt. 
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Nr. 3: Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen 
 
Ist im Einzelfall auch der Einbau eines Wasserzäh-
lers zur Messung der Wasserschwundmengen 
technisch nicht möglich oder dem Gebührenpflich-
tigen nicht zumutbar, so hat der Gebührenpflichtige 
den Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen zu 
führen. Aus diesen Unterlagen muss sich insbe-
sondere ergeben, aus welchen nachvollziehbaren 
Gründen Wassermengen der gemeindlichen Ab-
wassereinrichtung nicht zugeleitet werden und wie 
groß diese Wassermengen sind. Die nachprüfbaren 
Unterlagen müssen geeignet sein, der Gemeinde 
eine zuverlässige Schätzung der auf dem Grund-
stück zurückgehaltenen Wassermengen zu ermög-
lichen. Sind die nachprüfbaren Unterlagen un-
schlüssig und/oder nicht nachvollziehbar, werden 
die geltend gemachten Wasserschwundmengen 
nicht anerkannt. Soweit der Gebührenpflichtige 
durch ein spezielles Gutachten bezogen auf seine 
Wasserschwundmengen den Nachweis erbringen 
will, hat er die gutachterlichen Ermittlungen vom 
Inhalt, von der Vorgehensweise und vom zeitlichen 
Ablauf vorher mit der Gemeinde abzustimmen. Die 
Kosten für das Gutachten trägt der Gebührenpflich-
tige. 

 
(8) Wasserschwundmengen nach Abs. 6 sind bezogen auf 

das Kalenderjahr durch einen schriftlichen Antrag bis 
zum Ablauf der Klagefrist gegen den Gebührenbe-
scheid bei der Stadt Bad Salzuflen zu stellen. 

 
Artikel 2 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2013 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende „1. Satzung zur Änderung der Gebühren-
satzung für die Abwasserbeseitigung, die Entsorgung von 
Grundstücksentwässerungsanlagen, die Abfallentsorgung 
und die Straßenreinigung in der Stadt Bad Salzuflen“ wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis nach § 7 Absatz 6 Gemeindeordnung NRW: 
 

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften die-
ses Gesetzes kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtli-
che Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung o-

der der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekanntgemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 

 
Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmung und des Flächen-
nutzungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzu-
weisen. 
 
Bad Salzuflen, den 18.07.2013 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Honsdorf 

KrBl. Lippe 12.08.2013 
 
 
 
338 Satzung vom 17.07.2013 über die Benutzungs-

gebühren von Strom- und Wasserentnahme-
säulen und Berechnung der damit verbunde-
nen Strom- und Wasserkosten für  die Versor-
gungseinrichtungen des Salzhofes in Bad Sal-
zuflen und des Marktplatzes  und der Bega-
straße in Schötmar. 

 
Auf Grund der §§ 7 Abs. 1 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe 
f) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV. NRW. 1994 S. 666/SGV. NRW. 2023), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 18 September 2012 
(GV. NRW. S. 436) und der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommu-
nalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV. NW. 1969 
S. 712/SGV. 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
13. Dezember 2011 (GV. NRW. S. 687) hat der Rat der 
Stadt Bad Salzuflen in seiner Sitzung am 17. Juli 2013 fol-
gende Satzung über die Erhebung von Benutzungsgebüh-
ren für die Energie- und Wasserversorgungssäulen be-
schlossen: 
 

§1  
Umfang, Zweck und Dauer der Überlassung  

der Versorgungssäulen 
 
Die Entnahme von Strom und Wasser kann über die Ver-
sorgungssäulen erfolgen. Die Versorgungssäulen werden 
ortsnah zur Verfügung gestellt. Das Aufstellen der Versor-
gungssäulen obliegt dem Benutzer. Die Anzahl und der 
Zustand der Versorgungssäulen wird durch ein Übernah-
meprotokoll festgestellt. Der Mietpreis beträgt 3,16 € täglich 
für die Benutzung von bis zu 6 Säulen in Bad Salzuflen und 
1 Säule in Schötmar. Der Mietpreis wird bei Dauermietern 
je zur Hälfte am 01.04. und 01.10 eines jeden Jahres fällig, 
ansonsten sofort zur Nutzung. Die Versorgungssäulen die-
nen für die Strom und Wasserversorgung der einzelnen 
Marktstände oder sonstiger Nutzungsnachfragern vor Ort. 
Die Überlassung der Versorgungssäulen erfolgt für die Zeit, 
in der der Wochenmarktverein mittels Marktfestsetzung für 
die Durchführung des Wochenmarktes in Bad Salzuflen 
und Schötmar verpflichtet ist oder aus besonderen Anläs-
sen. Der Geltungsbereich dieser Satzung (Salzhof in Bad 
Salzuflen/Marktplatz und Begastraße in Schötmar) ist in 
Anlage 1 konkretisiert.  
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§2 

Umfang, Zweck und Dauer der Überlassung  
der Strom- und Wasserversorgung 

 
1. Benutzung zum bestimmungsgemäßen Gebrauch der 

Strom- und Wasserabgabestelle im Technikraum auf 
dem Salzhof (Raum neben den öffentlichen Toiletten) 
sowie Strom- und Wasserabgabestelle im Bereich der 
Millaupromenade/Wenkenstraße während der Beset-
zung des Salzhofes durch Dritte. Die Überlassung der 
Stromabgabestellen erfolgt zum Zweck der Stromver-
sorgung der einzelnen Nachfrager. Der Nutzer zahlt ei-
ne tägliche Grundgebühr pro Benutzungstag von 9,61 € 
für die Entnahme von Strom, zuzüglich Bruttokosten der 
aktuellen Kilowattvergütung (kWh). Berechnungsgröße 
der kWh-Kosten sind die von den Stadtwerken der 
Stadt in Rechnung gestellten Kosten (Rechnungsbetrag 
zum Zeitpunkt des Erlasses dieser Satzung: 24,13 cent 
pro kWh). Die Überlassung der Wasserabgabestelle er-
folgt zum Zweck der Wasserversorgung der einzelnen 
Nutzer. Wassernutzer zahlen eine tägliche Grundge-
bühr von 0,41 € für die Entnahme von Wasser, zuzüg-
lich Bruttokosten des aktuellen Kubikmeterpreises 
(cbm) für Frischwasser, zuzüglich des aktuellen Kubik-
meterpreises (cbm) für Abwasser. Berechnungsgröße 
der cbm-Kosten sind die von den Stadtwerken der Stadt 
in Rechnung gestellten Kosten. (Rechnungsbetrag zum 
Zeitpunkt des Erlasses dieser Satzung: 1,87 € pro qm 
Frischwasser und 2,74 € pro qm Abwasser).  

 
2. Benutzung zum bestimmungsgenäßen Gebrauch der 

Strom- und Wasserabgabestelle im Bereich Schötmar 
Markt/Begastraße. Die Überlassung der Stromabgabe-
stelle erfolgt zum Zweck der Stromversorgung der ein-
zelnen Nachfrager. Stromnutzer zahlen eine tägliche 
Grundgebühr von 9,61€ für die Entnahme von Strom, 
zuzüglich Bruttokosten der aktuellen Kilowattvergütung 
(kWh). Berechnungsgröße der kWh-Kosten sind die von 
den Stadtwerken der Stadt in Rechnung gestellten Kos-
ten (Rechnungsbetrag zum Zeitpunkt des Erlasses die-
ser Satzung: 24,13 cent pro kWh). Die Überlassung der 
Wasserabgabestelle erfolgt zum Zweck der Wasserver-
sorgung der einzelnen Nutzer. Wassernutzer zahlen ei-
ne tägliche Grundgebühr von 0,41€ für die Entnahme 
von Wasser, zuzüglich Bruttokosten des aktuellen Ku-
bikmeterpreises (cbm) für Frischwasser, zuzüglich des 
aktuellen Kubikmeterpreises (cbm) für Abwasser. Be-
rechnungsgröße der cbm-Kosten sind die von den 
Stadtwerken der Stadt in Rechnung gestellten Kosten. 
(Rechnungsbetrag zum Zeitpunkt des Erlasses dieser 
Satzung: 24,13 cent pro kWh). 

 
3. Aus den Versorgungseinrichtungen dürfen vorrangig 

Mitglieder des Wochenmarktvereines Strom und Was-
ser entnehmen. Andere Nutzer können nur teilnehmen, 
wenn dadurch der bestimmungsgemäße Gebrauch 
nicht beeinträchtigt wird. 

 
4. Die Benutzung der Versorgungseinrichtungen darf nur 

mittels von der Stadt anerkannter Versorgungssäulen 
erfolgen. 5. Die Versorgungskosten werden sofort oder 
bei Dauernutzern zum Quartalsende fällig. 

 
 
 
 
 
 

 
§ 3  

Entnahmeordnung 
 

Die Entnahmestellen stehen dem Marktverein grundsätz-
lich zur Verfügung. Spezielle Anordnungen der für die Ent-
nahmestelle verantwortlichen Personen sind zu befolgen. 
Andere Nutzer sind nachrangig zu berücksichtigen. 
 

§ 4 
Mietdauer und Kündigung 

 
Die Überlassung der Versorgungseinrichtungen erfolgt in 
stets widerruflicher Weise. Sie ist in der Regel gekoppelt an 
der Marktfestsetzung, die der Wochenmarktverein auf 
Grundlage §§ 69 und 69a der Gewerbeordnung erhält. 
 

§ 5  
Ordnungsgemäßer Betriebsablauf 

 
1. Unbeschadet des §3 hat der Benutzer für einen ord-

nungsgemäßen Betriebsablauf im Rahmen der jeweili-
gen Zweckbestimmung der Einrichtung zu sorgen.  

 
2. Die Benutzer haben für diesen Zweck einen dauernd 

anwesenden Beauftragten zu bestellen. 
 
3. Der Beauftragte ist insbesondere verpflichtet, die über-

lassenen Einrichtungen jeweils vor Beginn der Benut-
zung auf die ordnungsgemäße Beschaffenheit für den 
gewollten Zweck zu überprüfen. Er muss sicherstellen, 
dass schadhafte Geräte nicht genutzt werden. Wesent-
liche Mängel sind umgehend der Stadt mitzuteilen. 

 
§6  

Haftungsfreistellung und -ausschlüsse 
 
1. Der Benutzer stellt die Stadt von etwaigen Haftungsan-

sprüchen seiner Bediensteten, Mitglieder oder Beauf-
tragten, der Besucher seiner Veranstaltungen und 
sonstiger Dritter für Schäden frei, die im Zusammen-
hang mit der Benutzung der überlassenen Einrichtun-
gen (einschließlich der Zugänge zu den Anlagen und 
Räumen) stehen. 

 
2. Der Benutzer verzichtet seinerzeit auf eigene Haftungs-

ansprüche gegen die Stadt und für den Fall der eigenen 
Inanspruchnahme auf die Geltendmachung von Rück-
griffsansprüchen gegen die Stadt und deren Bedienste-
te oder Beauftragte. 

 
3. Der Benutzer hat bei Nutzungsbeginn nachzuweisen, 

dass eine ausreichende Haftpflichtversicherung be-
steht, durch welche auch die Freistellungsansprüche 
gedeckt werden. 

 
4. Von dieser Vereinbarung bleibt die Haftung der Stadt 

als Grundstückseigentümer für den sicheren Bauzu-
stand von Gebäuden gemäß § 836 BGB unberührt. 

 
5. Der Benutzer haftet für alle Schäden, die der Stadt an 

den überlassenen Einrichtungen, Geräten und Zu-
gangswegen durch die Nutzung der Säulen entstehen. 
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§7  

Benutzungsstörungen 
 
Sollten betriebsbedingte oder sonstige Maßnahmen den 
Betrieb beeinträchtigen oder unmöglich machen, so kön-
nen deswegen keinerlei Ansprüche geltend gemacht wer-
den. 
 

§ 8 
Aufsichtspflicht 

 
Für das erforderliche Aufsichts- und Betreuungspersonal 
hat der Benutzer zu sorgen. 
 

§ 9 
Pflege und Reinlichkeit 

 
1. Sämtliche Einrichtungen sind von den Benutzern im be-

stimmungsgemäßen Umfang pfleglich zu behandeln. 
 
2. Verunreinigungen und kleinere Beschädigungen sind 

auf eigene Kosten umgehend zu beseitigen. 
 

§ 10 
Bauliche Veränderungen 

 
Alle baulichen Veränderungen sind untersagt. Vorüberge-
hende Umgestaltungen für bestimmte Zwecke oder Schön-
heitsreparaturen sind nur mit Zustimmung der Stadt mög-
lich. 
 

§ 11 
Verhältnis zu Dritten 

 
Die Überlassung der Einrichtung durch den Benutzer an 
einen Dritten ist ohne Genehmigung der Stadt verboten. 
Alle Handlungen und Unterlassungen, welche insbesonde-
re nach dem Umweltschutz- oder Nachbarrecht gegenüber 
Nachbargrundstücken nicht gestattet sind, sind auch dem 
Benutzer untersagt und gelten als vertragswidrig. 
 

§ 6 In Kraft treten 
 
Diese Satzung tritt zum 01.08.2013 in Kraft.  
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Bekanntmachungsanordnung  
 
Die vorstehende Aufhebungssatzung wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. Hinweis nach § 7 Absatz 6 Gemeinde-
ordnung NRW: " Die Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen, 
sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennut-
zungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkün-
dung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,  

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmungen 

oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekannt gemacht worden, 

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder  
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung, der 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmung und des Flächen-
nutzungsplans ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzu-
weisen."  
 
Bad Salzuflen, den 18.07.2013 
 
Stadt Bad Salzuflen  
Der Bürgermeister  
 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 

KrBl. Lippe 12.08.2013 
 
 
 
339 Bekanntmachung der Stadt Bad Salzuflen über 

das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeich-
nis und die Erteilung von Wahlscheinen für die 
Wahl zum 18. Deutschen Bundestag am 22. 
September 2013 

 
1. Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl für die 

Wahlbezirke der Stadt Bad Salzuflen wird in der Zeit 
vom 2. September bis 6. September 2013 während der 
allgemeinen Öffnungszeiten bei der Stadt Bad Salzuf-
len, Der Bürgermeister, Rathaus, 32105 Bad Salzuflen, 
Rudolph-Brandes-Allee 19, Zimmer E 8 (Bürgerbera-
tung), für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitge-
halten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Allgemeine Öffnungszeiten: 
 
02.09. – 04.09.2013 
Montag bis Mittwoch  
08.00 Uhr bis 17.00 Uhr 
 
05.09.2013 
Donnerstag 
08.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
 
06.09.2013 
Freitag 
08.00 Uhr bis 17.00 Uhr 
 
Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Voll-
ständigkeit der zu seiner Person im Wählerverzeichnis 
eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein Wahlbe-
rechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten 
von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen Per-
sonen überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft zu 
machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvoll-
ständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. 
Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich 
der Daten von Wahlberechtigten, für die im Melderegis-
ter ein Sperrvermerk gemäß den § 21 Abs. 5 des Mel-
derechtsrahmengesetzes entsprechenden Vorschriften 
der Landesmeldegesetze eingetragen ist. 
 
Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfah-
ren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein Daten-
sichtgerät möglich.  
 
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis 
eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 

 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvoll-

ständig hält, kann in der Zeit vom 2. September 2013 
bis 6. September 2013, spätestens am 6. September 
2013 bis 17.00 Uhr, bei der Stadt Bad Salzuflen, Der 
Bürgermeister, Rathaus, Rudolph-Brandes-Allee 19, 
Zimmer E 8 (Bürgerberatung) Einspruch einlegen. 
Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur 
Niederschrift eingelegt werden. 
 

3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis einge-
tragen sind, erhalten bis spätestens zum 1. September 
2013 eine Wahlbenachrichtigung. 
 
Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber 
glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen 
das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr 
laufen will, dass er sein Wahlrecht nicht ausüben kann. 
 
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerver-
zeichnis eingetragen werden und die bereits einen 
Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, 
erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 

 
4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahl-

kreis 135 Lippe I durch Stimmabgabe in einem beliebi-
gen Wahlraum (Wahlbezirk) dieses Wahlkreises oder 
durch Briefwahl teilnehmen. 

 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 571 
 

 

 
5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 

 
5.1 ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahl-

berechtigter, 
 
5.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener 

Wahlberechtigter, 
 

a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschul-
den die Antragsfrist auf Aufnahme in das Wäh-
lerverzeichnis nach § 18 Abs. 1 der Bundes-
wahlordnung 
(bis zum 1. September 2013) 
oder die Einspruchsfrist gegen das Wählerver-
zeichnis nach § 22 Abs. 1 der Bundeswahlord-
nung (bis zum 6. September 2013) versäumt 
hat, 

b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst 
nach Ablauf der Antragsfrist nach § 18 Abs. 1 
der Bundeswahlordnung oder der Einspruchs-
frist nach § 22 Abs. 1 der Bundeswahlordnung 
entstanden ist, 

c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren 
festgestellt worden und die Feststellung erst 
nach Abschluss des Wählerverzeichnisses zur 
Kenntnis der Gemeindebehörde gelangt ist. 
 
Wahlscheine können von in das Wählerver-
zeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis 
zum 20. September 2013, 18.00 Uhr, bei der 
Gemeindebehörde mündlich oder schriftlich be-
antragt werden. 
 
Die Schriftform gilt auch durch Telegramm, 
Fernschreiber, Telefax, E-mail oder durch sons-
tige dokumentierbare elektronische Übermittlung 
als gewahrt. 
 
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die 
ein Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur 
unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich 
macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltage, 
15.00 Uhr, gestellt werden. 
 
Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass 
ihm der beantragte Wahlschein nicht zugegan-
gen ist, kann ihm bis zum Tage vor der Wahl, 
12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden. 
 
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene 
Wahlberechtigte können aus den unter 5.2 
Buchstabe a) bis c) angegebenen Gründen den 
Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch 
bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, stellen. 
 
Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss 
durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
nachweisen, dass er dazu berechtigt ist. Ein be-
hinderter Wahlberechtigter kann sich bei der An-
tragstellung der Hilfe einer anderen Person be-
dienen. 
 
 
 
 
 
 
 

 
6. Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte 

- einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises, 
- einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 
- einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahl-

brief zurückzusenden ist, versehenen roten Wahl-
briefumschlag und 

- ein Merkblatt für die Briefwahl. 
 
Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen 
für einen anderen ist nur möglich, wenn die Berechti-
gung zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage 
einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird und die 
bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Wahlberech-
tigte vertritt; dies hat sie der Gemeindebehörde vor 
Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versi-
chern. Auf Verlangen hat sich die bevollmächtigte Per-
son auszuweisen. 

 
Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit 
dem Stimmzettel und dem Wahlschein so rechtzeitig an 
die angegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief 
dort spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht. 
 
Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland ohne besondere Versendungsform aus-
schließlich von der Deutschen Post AG unentgeltlich 
befördert. Er kann auch bei der auf dem Wahlbrief an-
gegebenen Stelle abgegeben werden. 

 
Bad Salzuflen, den 22.07.2013 
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Honsdorf 

KrBl. Lippe 12.08.2013 
 
 
 
340 Bebauungsplanes Nr. 0182  

„Wohnpark Goethestraße“, Ortsteil Bad Salzuf-
len 
- Behandlung der vorgebrachten Stellungnah-
men 
- Satzungsbeschluss und Inkrafttreten  

 
Beschluss des Rates der Stadt Bad Salzuflen vom 
17.07.2013 

 
1. Behandlung der vorgebrachten Stellungnahmen:  

Über die während der Behörden- und Öffentlichkeits-
beteiligung zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 
0182 „Wohnpark Goethestraße“, Ortsteil Bad Salzuf-
len vorgebrachten Stellungnahmen wird gemäß den 
in der Anlage enthaltenen Beschlussvorschlägen ent-
schieden. 

 
2. Satzungsbeschluss:  

Der Bebauungsplan Nr. 0182 „Wohnpark Goethestra-
ße“, Ortsteil Bad Salzuflen, in der Fassung vom 
25.06.2013 wird gemäß §§ 2 und 10 Baugesetzbuch 
(BauGB) in Verbindung mit § 13a BauGB und der §§ 
7 und 41 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) als Satzung beschlossen. Die 
zugehörige Begründung in der Fassung vom 
20.06.2013 wird ebenfalls beschlossen. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 Abs. 3 S. 1 BauGB wird der vorstehende Sat-
zungsbeschluss hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Lage und Umfang des Bebauungsplanes Nr. 0182 „Wohn-
park Goethestraße“,  
Ortsteil Bad Salzuflen sind aus dem in dieser Bekanntma-
chung abgedruckten Planausschnitt ersichtlich. 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 
0182 „Wohnpark Goethestraße“, Ortsteil Bad Salzuflen in 
Kraft. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 0182 „Wohnpark Goethestraße“, 
Ortsteil Bad Salzuflen wird mit der Begründung gemäß 
§ 10 Abs. 3 S. 2 BauGB im Fachdienst Stadtplanung und 
Umwelt im Rathaus der Stadt Bad Salzuflen, Rudolph-
Brandes-Allee 19, 6. Obergeschoss, Zimmer 6.2, wäh-
rend der allgemeinen Dienststunden auf Dauer zu jeder-
manns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird auf 
Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 215 BauGB 
 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, 
 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und 
des Flächennutzungsplanes und 
 

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorganges,  

 
 
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit der Bekanntmachung der Satzung schrift-
lich gegenüber der Stadt Bad Salzuflen geltend ge-
macht worden sind. Der Sachverhalt, der die Verlet-
zung begründen soll, ist darzulegen. Satz 1 gilt ent-
sprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB 
beachtlich sind.  
 

2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 so-
wie Abs. 4 BauGB wird hingewiesen. Danach erlö-
schen Entschädigungsansprüche für nach §§ 39 bis 
42 BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn 
nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Ka-
lenderjahres, in dem die Vermögensnachteile einge-
treten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt 
wird. Der Entschädigungsberechtigte kann die Fällig-
keit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die 
Entschädigung schriftlich bei der Stadt Bad Salzuflen 
beantragt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
3. Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW kann die Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung gegen eine Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 

ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt,  

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 

der Stadt Bad Salzuflen vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Stadt Bad Salzuflen, den  18.07.2013 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Honsdorf 

KrBl. Lippe 12.08.2013 
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341 Bebauungsplanes Nr. 1026  

„Rückertstraße“, Ortsteil Werl-Aspe 
- Behandlung der vorgebrachten Stellungnah-
men 
- Satzungsbeschluss und Inkrafttreten  

 
Beschluss des Rates der Stadt Bad Salzuflen vom 

17.07.2013 
 
1. Behandlung der vorgebrachten Stellungnahmen:  

Über die während der Behörden- und Öffentlichkeits-
beteiligung zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 
1026 „Rückertstraße“, Ortsteil Werl-Aspe vorgebrach-
ten Stellungnahmen wird gemäß den in der Anlage 
enthaltenen Beschlussvorschlägen entschieden. 

 
2. Satzungsbeschluss:  

Der Bebauungsplan Nr. 1026 „Rückertstraße“, Ortsteil 
Werl-Aspe, in der Fassung vom 16.05.2013 wird ge-
mäß §§ 2 und 10 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbin-
dung mit § 13a BauGB und der §§ 7 und 41 Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) als Satzung beschlossen. Die zugehörige 
Begründung in der Fassung vom 16.05.2013 wird 
ebenfalls beschlossen. 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Gemäß § 10 Abs. 3 S. 1 BauGB wird der vorstehende Sat-
zungsbeschluss hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Lage und Umfang des Bebauungsplanes Nr. 1026 
„Rückertstraße“  
Ortsteil Werl-Aspe sind aus dem in dieser Bekanntma-
chung abgedruckten Planausschnitt ersichtlich. 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan 
Nr.1026 „Rückertstraße“, Ortsteil Werl-Aspe in Kraft. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 1026 „Rückertstraße“, Ortsteil 
Werl-Aspe wird mit der Begründung gemäß § 10 Abs. 3 S. 
2 BauGB im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt im 
Rathaus der Stadt Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-
Allee 19, 6. Obergeschoss, Zimmer 6.2, während der all-
gemeinen Dienststunden auf Dauer zu jedermanns Einsicht 
bereitgehalten. Über den Inhalt wird auf Verlangen Aus-
kunft gegeben. 
 

Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 215 BauGB 
 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, 
 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und 
des Flächennutzungsplanes und 
 

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorganges,  

 
 
 
 
 

 
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit der Bekanntmachung der Satzung schrift-
lich gegenüber der Stadt Bad Salzuflen geltend ge-
macht worden sind. Der Sachverhalt, der die Verlet-
zung begründen soll, ist darzulegen. Satz 1 gilt ent-
sprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB 
beachtlich sind.  
 

2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 so-
wie Abs. 4 BauGB wird hingewiesen. Danach erlö-
schen Entschädigungsansprüche für nach §§ 39 bis 
42 BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn 
nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Ka-
lenderjahres, in dem die Vermögensnachteile einge-
treten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt 
wird. Der Entschädigungsberechtigte kann die Fällig-
keit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die 
Entschädigung schriftlich bei der Stadt Bad Salzuflen 
beantragt. 

 
3. Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW kann die Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung gegen eine Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,  

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 

der Stadt Bad Salzuflen vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Stadt Bad Salzuflen, den 18.07.2013 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Honsdorf 

KrBl. Lippe 12.08.2013 
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Stadt Barntrup 
 
342 Bekanntmachung über die Ersatzbestimmung 

eines Vertreters für den Rat der Stadt Barntrup 
gem. § 45 Kommunalwahlgesetz (KWahlG) 

 
Herr Dieter Kuhlemann,, ist durch Verzicht nach § 37 
Kommunalwahlgesetz (KWahlG) vom 30.06.1998, in der 
zurzeit gültigen Fassung, mit Ablauf des 30.06.2013 aus 
dem Rat der Stadt Barntrup ausgeschieden. 
 
Nach § 45 Abs. 2 KWahlG  stelle ich hiermit fest, dass 
Herr Andreas Schlingmann, als nachfolgender Bewerber 
aus der Reserveliste der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands (SPD) mit Wirkung vom 08.07.2013 in den 
Rat der Stadt Barntrup gewählt ist. 
 
Gegen diese Entscheidung können, 
 
a)  jeder Wahlberechtigte des Wahlgebietes, 
b)  die für das Wahlgebiet zuständige Leitung solcher  
  Parteien und Wählergruppen, die an der Wahl  
  teilgenommen haben, sowie 
c)  die Aufsichtsbehörde 
 
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Einspruch er-
heben, wenn sie eine Entscheidung über die Gültigkeit der 
Feststellung gemäß § 40 Abs. 1 Buchstabe a bis c KWahlG 
für erforderlich halten. 
 
Der Einspruch ist beim Wahlleiter der Stadt Barntrup, Rat-
haus, Mittelstraße 38, 32683 Barntrup, schriftlich einzu-
reichen oder mündlich zur Niederschrift zu erklären. 
 
Barntrup, den 23.07.2013  
 
 
Dahle 
Bürgermeister 

KrBl. Lippe 12.08.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
343 Bekanntmachung des Gesamtabschlusses der 

Stadt Barntrup zum 31.12.2010 
 
I. Gesamtabschluss 2010 der Stadt Barntrup und die 
Entlastung des Bürgermeisters 
Der Rat der Stadt Barntrup hat in seiner Sitzung am 
16.07.2013 gem. § 116 Abs. 1 Satz 3 und 4 i.V.m. § 96 
Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV.NRW S. 666) in 
der zurzeit geltenden Fassung den vom Rechnungsprü-
fungsausschuss geprüften Gesamtabschluss sowie den 
Gesamtlagebericht zum 31.12.2010 festgestellt und dem 
Bürgermeister Entlastung erteilt. Die Gesamtbilanz zum 
31.12.2010 sowie die Gesamtergebnisrechnung 2010 sind 
nachstehend abgedruckt: 
 
Gesamtbilanz zum 31.12.2010 
AKTIVA 
A. Anlagevermögen 
 
I. Immaterielle Vermögensgegenstände 37.934,00 
II. Sachanlagen 
1. Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche 
 Rechte 
a) Grünflächen               2.135.095,00 
b) Ackerland                1.962.151,00 
c) Wald, Forsten               4.364.146,13 
d)  sonstige unbebaute Grundstücke              1.184.284,00 
2. Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit 
a) Kinder- und Jugendeinrichtungen                 526.594,00 
b) Schulen              11.254.857,00 
c) Wohnbauten                  581.842,00 
d) sonstige Dienst-, Geschäfts- und Betriebs- 
 gebäuden                5.810.338,00 
3. Infrastrukturvermögen 
a) Grund und Boden Infrastrukturvermögen   4.092.807,00 
b) Brücken und Tunnel                    81.162,00 
c) Entwässerungs- und Abwasserbeseiti- 

gungsanlagen             20.765.859,00  
d) Straßennetz mit Wegen, Plätzen und 
 Verkehrslenkungsanlagen            17.025.246,00 
e) Wasserversorgungsanlagen              1.240.134,00 
f) sonstige Bauten Infrastrukturvermögen         744.453,00 
4. Bauten auf fremden Grund und Boden            34.806,00  
5. Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler        21,00 
6. Maschinen und technische Anlagen, 
 Fahrzeuge                   770.160,00 
7. Betriebs- und Geschäftsausstattung              980.009,00 
8. Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau   1.161.071,00   
III. Finanzanlagen 
1. Anteile an verbundenen Unternehmen                     0,00 
2. assoziierte Unternehmen           0,00 
3. übrige Beteiligungen                             3,00 
4. Sondervermögen                             0,00 
5. Wertpapiere des Anlagevermögens                30.925,75 
6. Ausleihungen 
a) an Sondervermögen            0,00 
b)  sonstige Ausleihungen                  120.339,21 
 
B. Umlaufvermögen 
 
I. Vorräte 
1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe                    36.059,51 
2. Waren (Grundstücke Umlaufvermögen)        789.537,68 
II.  Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 
1. Forderungen                   158.229,81 
2. sonstige Forderungen                  466.420,21 
2. sonstige Vermögensgegenstände                   18.646,17  
III.  Liquide Mittel               2.538.420,13 
 
C.  Aktive Rechnungsabgrenzungsposten            39.255,83 
 
SUMME AKTIVA              78.950.806,43  
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PASSIVA    
 
A. Eigenkapital 
 
I. Allgemeine Rücklage             20.459.487,84 
II. Gewinnrücklagen   11.031,63 
III. Ausgleichsrücklage               1.684.051,39 
IV.  Ergebnisvorträge   66.168,75 
V. Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag      - 1.038.582,74 
VI.  Ausgleichsposten für Anteile anderer 
 Gesellschafter               1.702.934,76 
 
B. Sonderposten 
 
I.  für Zuwendungen             24.667.964,03 
II. für Beiträge               9.456.666,00 
III. für den Gebührenausgleich                  171.722,50 
IV. sonstige Sonderposten                   32.573,00 
 
C.  Rückstellungen 
 
I. Pensionsrückstellungen              3.241.679,00 
II. Rückstellungen für Deponien u. Altlasten      81.900,00 
III. Instandhaltungsrückstellungen                 867.500,00 
IV. sonstige Rückstellungen                 392.413,00 
 
D. Verbindlichkeiten 
 
I. Verbindlichkeiten aus Krediten für 

Investitionen            13.374.615,03 
II. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und  

Leistungen                                    145.821,17 
III. sonstige Verbindlichkeiten              2.684.409,38 
 
E.  Passive Rechnungsabgrenzungsposten     948.451,69 
 
SUMME PASSIVA              78.950.806,43 
 
 
                       Gesamtergebnisrechnung 2010 
 

Ertrags-/Aufwandsarten in € 

+ Steuern und ähnliche Abgaben 
      

8.920.580,56 

+ Zuwendungen und allgemeine Umlagen         3.232.440,98 

+ Sonstige Transfererträge 0,00 

+ Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 3.353.348,26 

+ Privatrechtliche Leistungsentgelte 965.961,96 

+ Kostenerstattungen und Kostenumlagen               284.583,71 

+ Sonstige ordentliche Erträge 800.486,60 

+ Aktivierte Eigenleistungen 36.589,88 

+/- Bestandsveränderungen      - 82.722,00 

= Ordentliche Gesamterträge 17.511.269,95 

- Personalaufwendungen 3.032.172,30 

- Versorgungsaufwendungen 135.791,88 

- Aufwendungen für Sach- und Dienst- 
  leistungen 

3.285.731,30 

- Bilanzielle Abschreibungen 3.019.775,70 

- Transferaufwendungen 7.956.629,28 

- sonstige Steuern 7.631,78 

- Sonstige ordentliche Aufwendungen 958.365,48 

= Ordentliche Gesamtaufwendungen 18.396.097,72 

= Ordentliches Gesamtergebnis - 884.827,77 

+ Zinserträge - 444,05 

+ Finanzerträge 370.296,09 

- Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen 523.607,01 

= Gesamtfinanzergebnis - 1.038.582,74 

= Gesamtjahresergebnis - 1.038.582,74 

 
 
 
 
 

 
II. Bekanntmachung des Gesamtabschlusses 2010  
Der Gesamtabschluss zum 31.12.2010 der Stadt Barntrup 
wird hiermit gem. § 116 Abs. 1 Satz 3 und 4 i.V.m. § 96 
Abs. 2 Satz 2 GO N RW öffentlich bekannt gemacht. 
 
III. Erfüllung der Anzeigepflicht   
Der Gesamtabschluss 2010 der Stadt Barntrup ist gem. 
§ 116 Abs. 1 Satz 4 i.V.m. § 96 Abs. 2 Satz 1 GO NRW 
dem Landrat des Kreises Lippe als untere staatliche Ver-
waltungsbehörde mit Schreiben vom 14.06.2013 angezeigt 
worden.  
 
IV. Möglichkeit der Einsichtnahme    
Der Gesamtabschluss 2010 der Stadt Barntrup liegt gem. 
§ 116 Abs. 1 Satz 4 i.V.m. § 96 Abs. 2 Satz 2 GO NRW ab 
sofort bis zur Feststellung des folgenden Gesamtabschlus-
ses zur Einsichtnahme im Rathaus der Stadt Barntrup, Mit-
telstraße 38, 32683 Barntrup, während der allgemeinen 
Öffnungszeiten (montags von 7.30 Uhr – 12.00 Uhr und 
von 14.00 Uhr – 17.00 Uhr,  dienstags – donnerstags von 
7.30 Uhr – 12.00 Uhr und von 14.00 Uhr – 15.30 Uhr, frei-
tags von 7.30 Uhr – 12.00 Uhr) öffentlich aus.  
Dem Gesamtabschluss beigefügt ist der Beteiligungsbe-
richt der Stadt Barntrup zum 31.12.2010. Der Beteiligungs-
bericht liegt ebenfalls zu den vorgenannten Zeiten im Rat-
haus der Stadt Barntrup, Mittelstraße 38, Finanzabteilung, 
Zimmer 13, zur Einsichtnahme gemäß § 117 Abs. 2 
GO NRW aus. 
 
Barntrup, den 30.07.2013 
 
Stadt Barntrup 
Der Bürgermeister 
 
 
Dahle 

KrBl. Lippe 12.08.2013 
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344 Jahresabschluss des Wasserwerkes der Stadt 

Barntrup zum 31.12.2012 
 
Der Rat der Stadt Barntrup hat am 16.07.2013 den Jahres-
abschluss und den Lagebericht zum 31.12.2012 festgestellt 
und über die Gewinnverwendung wie folgt beschlossen: 
 
„Der Gewinn in Höhe von 21.414,36 € soll in eine zweck-
gebundene Rücklage für zukünftige Investitionen einge-
stellt werden.“ 
 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen im Verwaltungs-
gebäude Rathaus, Mittelstraße 38, Zimmer Nr. 15 a, 
32683 Barntrup, zur Einsichtnahme während der Dienst-
stunden aus. 
 
Abschließender Vermerk der GPA NRW: 
 
„Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher 
Abschlussprüfer des Betriebes Wasserwerk der Stadt 
Barntrup. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung 
zum 31.12.2012 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft Concunia GmbH, Münster, bedient. 
 
Diese hat mit Datum vom 18.04.2013 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt:  
 
„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht des Eigen-
betriebs Wasserwerk der Stadt Barntrup, Barntrup, für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2012 ge-
prüft. Die Buchführung und die Aufstellung dieser Unterla-
gen nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften, 
den landesrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden 
Bestimmungen der Satzung liegen in der Verantwortung 
der Betriebsleitung des Wasserwerkes der Stadt Barntrup. 
Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns 
durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahres-
abschluss unter Einbeziehung der Buchführung sowie über 
den Lagebericht abzugeben. Wir haben unsere Jahresab-
schlussprüfung  nach § 106 GO NRW und § 317 HGB un-
ter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsgemäßer 
Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung 
so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und 
Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jah-
resabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittel-
ten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage we-
sentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen wer-
den die Kenntnisse über die Tätigkeit und über das wirt-
schaftliche und rechtliche Umfeld des Wasserwerkes der 
Stadt Barntrup sowie die Erwartungen über mögliche Feh-
ler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die 
Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen 
Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buch-
führung, Inventar, Übersicht über örtlich festgelegte Nut-
zungsdauern der Vermögensgegenstände, Jahresab-
schluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von 
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung 
der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der we-
sentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung des Was-
serwerkes der Stadt Barntrup sowie die Würdigung der 
Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichtes.  

 
Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinrei-
chend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. Un-
sere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. Nach 
unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung gewon-
nen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss den ge-
setzlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmun-
gen der Satzung und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz-  und Ertragslage des Eigenbetriebes. Der 
Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes und 
stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar.“ 
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft Concunia GmbH Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft ausgewertet und eine Analyse anhand von 
Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem 
Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich.“ 
 
Herne, den  19.07.2013 
GPA NRW  
Im Auftrag 
 
 
gez. Matthias Middel 
 
Bekanntmachung 
 
Der Jahresabschluss des Wasserwerkes der Stadt Barn-
trup für das Geschäftsjahr 2012 sowie der Prüfungsver-
merk der Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen in 
Herne vom 19.07.2013 werden gem. § 16 der Hauptsat-
zung der Stadt Barntrup vom 12. November 2009 in der 
z.Z. geltenden Fassung i.V. mit § 26 Abs. 3 der Eigenbe-
triebsverordnung vom 16.11.2004 (GV NW S. 644) in der 
z.Z. geltenden Fassung und § 14 der Betriebssatzung vom 
14.07.2010 in der z.Z. geltenden Fassung öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
32683 Barntrup, den  30.07.2013 
 
 
(Dahle) 
Bürgermeister 

KrBl. Lippe 12.08.2013 
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Anhang 

für das Geschäftsjahr 2012 
 
I. Allgemeine Angaben, Bilanzierungs- und Bewer-
tungsmethoden 
 

1. Der Jahresabschluss des Wasserwerkes der Stadt 
Barntrup für das Geschäftsjahr 2012 wurde nach 
der Eigenbetriebversordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (EigVO NRW) vom 16.11.2004 
(GV-NRW S. 644) in der Fassung vom 17. Dezem-
ber 2009 (GV-NRW S. 950) unter Berücksichtigung 
der deutschen handelsrechtlichen Vorschriften für 
große Kapitalgesellschaften aufgestellt. 

 
2. Die Gliederung der Bilanz wurde gemäß § 265 Abs. 

5 HGB um folgende Positionen erweitert: 
 

- Wassergewinnungs- und Bezugsanlagen 
- Verteilungsanlagen 
- Forderungen an die Stadt 
- Sonderposten für Investitionszuschüsse 
- empfangene Ertragszuschüsse 
- Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt 

 
3. Die Bilanz enthält sämtliche Vermögensgegenstän-

de und Schulden. 
 
4. Die Bewertung der in der Bilanz ausgewiesenen 

Vermögensgegenstände und Schulden erfolgte un-
ter dem Grundsatz der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit. Die jeweiligen Bilanzposten sind zum 
Bilanzstichtag vorsichtig und einzeln bewertet wor-
den. Dabei fanden sämtliche bis zum Zeitpunkt der 
Bilanzaufstellung bekannt gewordenen Risiken, die 
am Bilanzstichtag bereits vorlagen, Berücksichti-
gung. 

 
II. Erläuterungen zur Bilanz 
  
 

A. Aktivseite 
  

1. Die Entwicklung des Anlagevermögens ergibt sich 
aus dem Anlagenspiegel, der diesem Anhang als 
Anlage 1 beigefügt ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die immateriellen Vermögensgegenstände und 
Sachanlagen wurden zu Anschaffungs- bzw. Her-
stellungskosten aktiviert und um die planmäßigen 
Abschreibungen vermindert. Die Festlegung der 
Nutzungsdauer des Anlagevermögens orientierte 
sich an den amtlichen Abschreibungstabellen der 
Finanzverwaltung. Die immateriellen Vermögensge-
genstände werden nach der linearen Methode ab-
geschrieben. Die Abschreibung des Sachanlage-
vermögens erfolgte für bis zum 31. Dezember 2007 
angeschaffte Anlagegüter grundsätzlich nach der 
degressiven Methode, sofern die lineare Methode 
nicht zu einem höheren Abschreibungsbetrag führ-
te. Für die ab dem 01. Januar 2008 angeschafften 
Anlagegüter werden die Abschreibungen des Sach-
anlagevermögens nur noch linear vorgenommen. 
Für Wirtschaftsgüter mit Anschaffungskosten zwi-
schen € 150,00 und € 1.000,00 wurde ein Sammel-
posten gebildet, der entsprechend steuerlicher Vor-
gaben nach § 6 Abs. 2a) EStG mit je einem Fünftel 
pro Wirtschaftsjahr aufgelöst wurde. Die Herstel-
lungskosten der selbsterstellten Verteilungsanlagen 
beinhalten neben den direkt zurechenbaren Einzel-
kosten auch anteilige Material- und Fertigungsge-
meinkosten. In den Wirtschaftsjahren 1996 bis 2005 
wurden die empfangenen Ertragszuschüsse akti-
visch von den Anschaffungs- bzw. Herstellungskos-
ten der entsprechenden Vermögensgegenstände 
abgesetzt. 

 
Grundstücke oder grundstücksgleiche Rechte wur-
den im Geschäftsjahr weder erworben noch veräu-
ßert. 

 
Die Wassergewinnungs- und Bezugsanlagen haben 
eine rechtliche Leistungsfähigkeit von 
1.086.000 cbm. Tatsächlich wurden im Berichtsjahr 
aber nur 387.268 cbm gefördert. Dies entspricht ei-
nem Ausnutzungsgrad von rd. 35,7 %. 

 
2. Die Bewertung der Vorräte erfolgte mit den jeweili-

gen Anschaffungskosten bzw. (soweit erforderlich) 
mit dem niedrigeren beizulegenden Stichtagswert. 

 
3. Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 

resultieren aus dem laufenden Abrechnungsverkehr 
des Wasserwerkes der Stadt Barntrup. Das allge-
meine Ausfallrisiko ist durch eine Pauschalwertbe-
richtigung von T€ 1 berücksichtigt worden. Hierbei 
wurde ein pauschaler Satz von 2 % unterstellt. Die 
Forderungen sind sämtlich kurzfristig, d.h. sie haben 
eine Laufzeit von einem Jahr. 

 
4. Die Forderungen an die Stadt ergeben sich im We-

sentlichen aus weiterzuleitenden Abwassergebüh-
ren und haben eine Laufzeit von einem Jahr. 

 
5. Die sonstigen Vermögensgegenstände beinhalten 

u.a.  Steuererstattungsansprüche von T€ 2.  
 
6. Der aktive Rechnungsabgrenzungsposten beinhal-

tet ein Disagio von T€ 8, das entsprechend der 
Laufzeit des zugehörigen Darlehens aufgelöst wird. 
Darüber hinaus werden Anzahlungen von T€ 3 er-
fasst, die Aufwendungen des Geschäftsjahres 2013 
darstellen. 
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B. Passivseite 

 
1. Der Ausweis des gezeichneten Kapitals erfolgte in 

Übereinstimmung mit § 11 der Betriebssatzung. 
 
2. Die allgemeinen Rücklage blieb im Wirtschaftsjahr 

2012 unverändert. 
 
3. Der Gewinn des Jahres 2011 in Höhe von 

21.202,88 € soll in eine zweckgebundene Rücklage 
für zukünftige Investitionen eingestellt werden. 

 
4.  Der Verlust- (-) bzw. Gewinnvortrag (+) veränderte 

sich im Berichtsjahr um den berücksichtigen Jahre-
süberschuss 2011 im Zuge der Umsetzung des 
Ratsbeschlusses vom 03. Juli 2012. 

 
5. Im Wirtschaftsjahr 2012 erwirtschaftete das Was-

serwerk der Stadt Barntrup einen Jahresüberschuss 
von T€ 21. Die Betriebsleitung schlägt vor, den Jah-
resüberschuss in eine zweckgebundene Rücklage 
einzustellen. 

 
6. Das Eigenkapital des Wasserwerkes der Stadt 

Barntrup hat sich im Wirtschaftsjahr 2012 wie folgt 
entwickelt: 

 
 Stand   Stand 
 01.01.2012 Zuführung Abgang 31.12.2012 
 T€ T€ T€ T€ 
Stamm-
kapital 

 600  0  0  600 

Allge-
meine 
Rücklage 

 18  0  0  18 

Ge-
winnrück-
lage 

 26 21  0  47 

Verlust-
vortrag (-
) bzw. 
Gewinn-
vortrag 
(+) 

 + 4  0  0  + 4 

Jahres-
über-
schuss 
(+)/-
fehlbe-
trag (-) 

 21 21  0  21 

  669 21  0  690 

 
 

7. Als Sonderposten für Investitionszuschüsse werden 
vereinnahmte Anschlusskostenbeiträge und An-
schlusskostenerstattungen ausgewiesen. Die Auflö-
sung dieser Beiträge erfolgte bis 31. Dezember 
2007 degressiv mit 6 % p.a. ab dem 01. Januar 
2008 erfolgt eine lineare Auflösung mit 3 % p.a. 

 
8. Die empfangenen Ertragszuschüsse wurden mit ih-

ren Ursprungswerten passiviert und mit 5 % der Ur-
sprungswerte erfolgswirksam aufgelöst. In den Ge-
schäftsjahren 1996 bis 2005 wurden die empfange-
nen Ertragszuschüsse aktivisch von den Anschaf-
fungs- bzw. Herstellungskosten der entsprechenden 
Vermögensgegenstände abgesetzt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
9. Die Steuerrückstellungen beinhalten die Körper-

schaftssteuer einschließlich Solidaritätszuschlag für 
das Geschäftsjahr 2012 (T€ 3) und die zu erwarten-
de Gewerbesteuer für das Geschäftsjahr 2012 
(T€ 0). 

 
10. Die sonstigen Rückstellungen berücksichtigen alle 

erkennbaren Risiken und ungewisse Verpflichtun-
gen. Sie entwickelten sich im Geschäftsjahr 2012 
wie folgt: 

 
 Stand  Inanspruch-

nahme/ 
Stand 

 01.01.2012 Zuführung Auflösung 31.12.2012 
 T€ T€ T€ T€ 
Jahres-
abschlus
schlus-
serstel-
lung und 
-prüfung             

 18  22  18  22 

nicht 
genom-
mener 
Urlaub 
und 
Über-
stunden 

 1  3  0  4 

Aufbe-
wah-
rungs-
verpflich-
tungen 

 5  0  0  5 

unterlas-
sene 
Instand-
haltung 

 12  0  12  0 

  36  25  30  31 

 
 

11. Die Verbindlichkeiten werden mit dem Erfüllungsbe-
trag angesetzt. Einzelheiten ergeben sich aus dem 
nachstehenden Verbindlichkeitenspiegel: 

 
   davon mit einer Restlaufzeit 
  Gesamt bis zu 1 

Jahr 
über 5 Jahre 

  T€ T€ T€ 
a) Verbind-

lichkeiten 
gegenüber 
Kreditinsti-
tuten 

 520  38  359 

b) Erhaltene 
Anzahlun-
gen auf 
Bestellun-
gen 

 0  0  0 

c) Verbind-
lichkeiten 
aus Liefe-
rungen und 
Leistungen 

 10  10  0 

d) Verbind-
lichkeiten 
gegenüber 
der Stadt 

 402  195  191 

e) Sonstige 
Verbind-
lichkeiten 

 44  44  0 

   976  287  550 

 
12. Es bestehen Nachholbeträge für Konzessionsabga-

ben an die Stadt Barntrup als sonstige finanzielle 
Verpflichtung in Höhe von insgesamt T€ 157, die in 
etwa gleichen Jahresbeträgen in den Geschäftsjah-
ren 2013 bis 2017 zu zahlen sind. Aufgrund der Er-
tragskraft des Eigenbetriebs im Geschäftsjahr 2012 
ist an die Stadt Barntrup eine Konzessionsabgabe 
in Höhe von 63.000,00 € zu zahlen. Weitergehende 
Haftungsverhältnisse gemäß § 251 HGB sowie 
sonstige finanzielle Verpflichtungen gemäß § 285 
Nr. 3 HGB bestehen nicht. 
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III. Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung 
 

1. Umsatzerlöse, Mengen- und Tarifstatistik 
 

a) Die Umsatzerlöse entwickelten sich im Vergleich 
zum Vorjahr wie folgt: 

 
 2012 2011 
 T€ T€ 
Verbrauchsgebüh-
ren aus Wasser-
verkauf 

 389  385 

Grundgebühren 
aus Wasserverkauf 

 267  267 

Nebengeschäftser-
träge 

 5  6 

Auflösung empfan-
gener Ertragszu-
schüsse 

 16  19 

  677  677 
 

b) Wasserabgabe an Endverbraucher und Weiter-
verteiler: 

 
2012 2011 
cbm cbm 

369.305 365.462 
 

c) Tarife 
 

Die Grundgebühr betrug im Geschäftsjahr 2012 
bei einem Zähler bis 5 cbm/Std. € 8,40/Monat. 
Bei größerer Nennweite ergaben sich gestaffelte 
höhere Grundgebühren. Die Verbrauchsgebühr 
betrug in 2012 wie im Vorjahr € 1,06 je cbm. 

 
2. Personalaufwand und zahlenmäßige Entwick-

lung der Belegschaft 
 

Der Personalaufwand setzte sich wie folgt zusam-
men: 

 
 2012 2011 
 T€ T€ 
Löhne und 
Gehälter 

 193  183 

Sozialabgaben  39  38 
Aufwendungen 
für Altersvor-
sorge und 
Beihilfen 

 15  15 

  247  236 
 
Am 31. Dezember 2012 waren drei tariflich Beschäf-
tigte im technischen Bereich sowie ein tariflich Be-
schäftigter im kaufmännischen Bereich tätig.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Erledigung der technischen und kaufmänni-
schen Arbeiten erfolgte teilweise auch durch Be-
dienstete der Stadt Barntrup. Die in diesem Zu-
sammenhang angefallenen Aufwendungen sind 
über einen Verwaltungskostenbeitrag mit der Stadt 
abgerechnet worden und werden unter den sonsti-
gen betrieblichen Aufwendungen ausgewiesen. 

 
3. Weitere Angaben 

 
Weitere Angaben zur Gewinn- und Verlustrechnung 
sind nicht erforderlich. 

 
IV. Sonstige Angaben 
 

1. Der Betriebsleitung gehörten Herr Bürgermeister 
Herbert Dahle als Betriebsleiter und Herr Fred Heu-
er als stellvertretender Betriebsleiter an. Während 
der Betriebsleiter keine Bezüge erhält, belaufen sich 
die Gesamtbezüge für den stellvertretenden Be-
triebsleiter im Geschäftsjahr 2012 auf T€ 60. 

 
2. Dem Betriebsausschuss des Wasserwerkes der 

Stadt Barntrup gehörten im Geschäftsjahr 2012 fol-
gende Mitglieder an: 

 
Ratsmitglied Friedlinde Pape 

(Vorsitzende), 
Dipl.- 
Rechtspflegerin 

Ratsmitglied Ernst Noltemeier 
(stellvertretender 
Vorsitzender), 
Landwirt 

Ratsmitglied Adolf Albert, 
Maschinenbautech-
niker 

Ratsmitglied Dieter Kuhlemann, 
 Rentner 
Ratsmitglied Jürgen Müller, 
 Industriemeister 
Ratsmitglied Christian 
 Olschewski, 
 Dipl.-Ingenieur 
Ratsmitglied Dietrich Tornau, 
 Soldat a.D. 
Ratsmitglied Wilfried Düwel, 
 Kaufmännischer 
 Angestellter  
Ratsmitglied  Henning Walter-

mann, 
 Kfm. Angestellter  
sachkundiger Bürger Manfred Schäfer, 

Energieanla-
genelektroniker 

sachkundiger Bürger Norbert Wrede, 
 Industriemeister  
sachkundiger Bürger Werner Wolter, 
 Elektriker 
sachkundiger Bürger Werner Höwing, 
 Unternehmer 
 
Der Betriebsausschuss erhielt im Geschäftsjahr 
2012 keine Zuwendungen. 
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3. Das Wasserwerk der Stadt Barntrup ist Mitglied der 

Versorgungsanstalt des Bundes der Länder (VBL) in 
Karlsruhe. 

 
Die Zusatzversorgung basiert auf einem Versor-
gungspunktemodell. Die nach dem Punktemodell 
ermittelte Betriebsrente tritt zur Grundversorgung 
(gesetzliche Rente) hinzu und entwickelt sich davon 
losgelöst. 

 
Der Pflicht zur Versicherung unterliegen grundsätz-
lich alle Beschäftigten eines beteiligten Arbeitge-
bers. 

 
Der Umlagesatz beträgt vom 01.01.2002 an 
7,86 Prozent des zusatzversorgungspflichtigen Ent-
gelts. Davon trägt der Arbeitgeber 6,45 Prozent und 
der Beschäftigte als Eigenanteil 1,41 Prozent.  

 
Zur Finanzierung der aus dem geschlossenen Ge-
samtversorgungssystem herrührenden Leistungs-
verpflichtungen hat im Tarifgebiet West der beteilig-
te Arbeitgeber zusätzlich seit dem 01.01.2002 ne-
ben der Umlage ein steuer- und sozialversiche-
rungsfreies Sanierungsgeld zu entrichten. Die weite-
re Entwicklung des Umlagesatzes einschließlich 
Sanierungsgeld ist derzeit nicht absehbar, aufgrund 
der demographischen Entwicklung ist langfristig von 
steigenden Umlagen auszugehen.  

 
4. Stand der Anlagen im Bau und geplante Baumaß-

nahmen 
 

Die Anlagen im Bau zum 31. Dezember 2012 von 
T€ 9 entfallen auf: 

 
 T€ 
Hausanschlüsse 3 
Leerrohre Hochbehälter "Saalberg" 6 
 9 
Für 2013 sind insbesondere der Ausbau bzw. Er-
neuerung des Rohrnetzes, die Herstellung und Er-
neuerung von Hausanschlüssen sowie aufgrund 
des Ablaufes der Eichzeit die Auswechslung von 
Wasserzählern geplant. 

 
Die Finanzierung der Maßnahmen soll durch Darle-
hensneuaufnahmen und eigene Finanzmittel si-
chergestellt sein. 

 
5. Die Concunia GmbH Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaft, Münster, war im Geschäftsjahr 2012 mit der 
Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richtes für das Geschäftsjahr 2012 beauftragt. Auf 
die Abschlussprüfungsleistungen entfallen Aufwen-
dungen in Höhe von T€ 14. Für diese Aufwendun-
gen wurde bereits im Geschäftsjahr 2012 eine 
Rückstellung in Höhe  von T€ 22 gebildet. Die Con-
cunia GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
Münster, wurde für die Erbringung dieser Leistung 
beauftragt.  

 
 
 
 
 
 
 

 
Darüber hinaus liegen keine weiteren Auftragsver-
hältnisse (insbesondere Bestätigungsleistungen und 
sonstige Leistungen) mit der Concunia GmbH Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft, Münster, vor.  

 
Anlage zum Anhang 
Anlagenspiegel 
 
Barntrup, 31. März 2013 
 
Wasserwerk der Stadt Barntrup 
 
 
gez. Herbert Dahle 
- Betriebsleiter – 
 

Lagebericht 
für das Wirtschaftsjahr 2012 

 
A.  Darstellung des Geschäftsverlauf einschließlich des 
Jahresergebnisses des Wasserwerkes der Stadt Barn-
trup 
 
1. Entwicklung der Gesamtwirtschaft und Entwicklung 
der rechtlichen Rahmenbedingungen 
 
1.1 Entwicklung der Gesamtwirtschaft im Berichtsjahr 
 
Die Wirtschaftsleistung in Deutschland wird im Schluss-
quartal 2012 voraussichtlich nicht an das Aktivitätsniveau 
des Sommers heranreichen. Nachdem das Bruttoinlands-
produkt (BIP)im dritten Vierteljahr saisonbereinigt noch um 
0,2 % gestiegen ist, weisen die aktuellen Indikatoren auf 
einen spurbaren Rückgang der gesamtwirtschaftlichen 
Produktion zum Jahresende hin. Die gegenwärtige schwa-
che Tendenz geht hauptsachlich von der Industrie aus, die 
ihre Produktion zuletzt erheblich gedrosselt hat. Dies gilt 
vor allem für die Hersteller von Investitionsgütern, die unter 
der ausgeprägten Zurückhaltung inländischer wie ausländi-
scher Kunden hinsichtlich des Erwerbs neuer Maschinen 
und Gerate leiden. Während die Nachfrage nach Industrie-
waren aus dem Inland und der EWU weiterhin nach unten 
gerichtet ist, kamen zuletzt deutlich mehr Aufträge aus 
Drittstaaten, was auch an einigen Großbestellungen lag. 
Positiv stimmt, dass die Exporterwartungen wieder in den 
positiven Bereich zurückgekehrt sind. In Verbindung mit 
der Verbesserung der Geschäftserwartungen der Unter-
nehmen konnte dies darauf hindeuten, dass die zyklische 
Schwächephase in Deutschland bald überwunden werden 
konnte. 
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1.2 Erwartete Entwicklung der Gesamtwirtschaft in Folge-
jahren 
 
Die konjunkturellen Perspektiven haben sich in Deutsch-
land eingetrübt. Für das Winterhalbjahr 2012/2013 deutet 
sich sogar ein Rückgang der wirtschaftlichen Aktivität an. 
Hierbei spielt neben den zum Teil schweren Anpassungs-
rezessionen im Euro-Gebiet auch die Verlangsamung der 
globalen Konjunktur eine Rolle. Es gibt jedoch die begrün-
dete Aussicht, dass die wirtschaftliche Schwächephase 
nicht allzu lange anhalten wird und Deutschland bald wie-
der auf einen Wachstumspfad zurückkehrt. Dazu gehört, 
dass die Weltwirtschaft wieder Fahrt aufnimmt, der Re-
formprozess im Euro-Raum weiter voranschreitet und grö-
ßere negative Überraschungen ausbleiben. Angesichts der 
schwierigen wirtschaftlichen Lage in Teilen des Euro-
Raums und der weit verbreiteten Verunsicherung dürfte 
das Wirtschaftswachstum allerdings geringer ausfallen als 
bisher angenommen. Die gute Grundkonstitution der deut-
schen Wirtschaft spricht aber dafür, dass sie die vorüber-
gehende Schwächephase ohne größere Schäden insbe-
sondere am Arbeitsmarkt übersteht. 
 
Nach einer Expansion des realen Bruttoinlandsprodukts um 
0,7% beziehungsweise kalenderbereinigt 0,9% in 2012 
könnte sich das Wirtschaftswachstum im Jahr 2013 in jah-
resdurchschnittlicher Betrachtung auf 0,4% (kalenderberei-
nigt auf 0,5%) ermäßigen, um sich dann im Jahr 2014 auf 
1,9% zu verstärken. Unter diesen Bedingungen und kondi-
tioniert auf einen leicht rückläufigen Pfad der Rohölnotie-
rungen sollte der Preistrend in Deutschland verhalten auf-
wärtsgerichtet bleiben. Auf eine Teuerungsrate (gemessen 
am Harmonisierten Verbraucherpreisindex) von 2,1% im 
laufenden Jahr  
 
könnten 1,5% im Jahr 2013 und 1,6% im Jahr 2014 folgen. 
Ohne Energie gerechnet ergäbe sich aufgrund höherer 
Lohnabschlüsse eine Verstärkung von 1,6% im Jahr 2012 
auf 1,8 % im Jahr 2014. Der staatliche Gesamthaushalt 
wird im laufenden Jahr erstmals seit Beginn der Finanz- 
und Wirtschaftskrise im Jahr 2008 wohl wieder annähernd 
ausgeglichen abschließen. Im kommenden Jahr dürfte im 
Zuge der gesamtwirtschaftlichen Abschwächung aber er-
neut ein spürbares Defizit entstehen. Konjunkturbereinigt 
dürfte die Defizitquote 2013 und 2014 mehr oder weniger 
unverändert bei etwa ½ % liegen. Die vorliegende Projekti-
on ist durch ein hohes Maß an Unsicherheit gekennzeich-
net. Es ist durchaus vorstellbar, dass sich der Euro-Raum 
schneller erholt und dass sich die Weltwirtschaft stärker 
beschleunigt als hier unterstellt wurde. Dann ist die Zuver-
sicht berechtigt, dass die deutsche Volkswirtschaft ange-
sichts ihrer guten Verfassung die sich ergebenden Chan-
cen nutzt. Es überwiegen jedoch Abwärtsrisiken. Sollte das 
weltwirtschaftliche Wachstum hinter den Erwartungen zu-
rückbleiben oder sich die Schuldenkrise in einigen Ländern 
erneut verschärfen, dann ist eine schwächere Entwicklung 
als in der Basislinie unterstellt wahrscheinlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
1.3 Entwicklung der rechtlichen Rahmenbedingungen 
 
Am 10. März 2010 hat der Landtag NRW das Gesetz zur 
Änderung des Landeswassergesetzes (LWG), das soge-
nannte Vorschaltgesetz, verabschiedet. Danach sind Anla-
gen zur Aufbereitung von Wasser für die öffentliche Trink-
wasserversorgung (§ 48 LWG) nach dem Stand der Tech-
nik zu errichten und zu betreiben, wenn die Beschaffenheit 
des Rohwassers dies im Einzelfall und bezogen auf be-
stimmte Inhaltsstoffe und Eigenschaften erfordert. Von die-
ser Regelung sind viele Wasserwerke betroffen. 
 
In einem ersten Schritt reagierte der Landesgesetzgeber 
damit auf das am 01.03.2010 in Kraft getretene neue Was-
serhaushaltsgesetz (WHG), das von einem Rahmengesetz 
zu einem bundesweit geltenden Gesetz fortentwickelt wur-
de. Aus ehemals 45 Paragrafen sind im WHG nunmehr 
106 nebst zwei Anlagen geworden. Angesichts dieser gra-
vierenden Änderung des Bundesgesetzes muss das Lan-
desgesetz NRW in einem weiteren Schritt über die Ände-
rungen des Jahres 2010 hinaus komplett überarbeitet wer-
den. Dieses sollte im Jahr 2011 geschehen. Um die Diffe-
renzen zwischen dem neuen WHG und dem gültigen Lan-
deswassergesetz NRW in der Zwischenzeit zu überbrü-
cken, hat man am 26.02. 2010 den Bezirksregierungen ei-
nen Vollzugserlass an die Hand gegeben, quasi als Voll-
zugshilfe. Am 16. November 2010 ist die neue Grundwas-
serverordnung im Zuge der Verabschiedung einer EU-
Grundwasserrichtlinie vom 12. Dezember 2006 in Kraft ge-
treten. Sie verfolgt Ziele zum Schutz des Grundwassers. Im 
Einzelnen geht es um die Bewertung des chemischen Zu-
standes des Grundwassers, die Begrenzung und Verhinde-
rung einer weiteren Grundwasserverschmutzung, und es 
werden neue Regeln für die Überwachung aufgestellt. Be-
sondere Risiken, die etwa beim Einsatz von Bauprodukten 
oder bei der Verwendung von Rohstoffen für das Grund-
wasser entstehen können, sollen später im Rahmen einer 
separaten Artikelverordnung zu § 48 WHG konkretisiert 
werden. Damit soll ein harmonisches Gesamtkonzept für 
den Bereich Boden- und Grundwasserschutz geschaffen 
werden. 
 
Am 26. November 2010 hat der Bundesrat der „Ersten 
Verordnung zur Änderung der Trinkwasserverordnung“ zu-
gestimmt. Die Verkündung im Bundegesetzblatt ist erfolgt. 
Die Trinkwasserverordnung ist am 01.11.2011 in Kraft ge-
treten. Das Wasserwerk der Stadt Barntrup hat die Neure-
gelungen in Absprache mit dem Gesundheitsamt des Krei-
ses Lippe umzusetzen, wobei noch Fragen zum prakti-
schen Vollzug bestehen. 
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2. Wirtschaftliche Verhältnisse und Geschäftsverlauf 
 
2.1. Wirtschaftliche Aktivitäten 
 
Die wirtschaftlichen Aktivitäten des Eigenbetriebes im Wirt-
schaftsjahr 2012 erstreckten sich gemäß § 1 der Betriebs-
satzung auf die Versorgung der Bevölkerung mit Trink- und 
Brauchwasser innerhalb des Gebietes der Stadt Barntrup. 
Durch einen Wasserlieferungsvertrag mit den Blomberger 
Versorgungsbetrieben werden einige Einwohner auf dem 
Gebiete der Nachbarstadt Blomberg mit Wasser versorgt. 
Die Abrechnung erfolgt mit den Blomberger Versorgungs-
betrieben. 
 
2.2 Investitionen 
 
Das Wasserwerk hat im Berichtsjahr Investitionen von 
T€ 172 durchgeführt. Die Anlageinvestitionen betrafen vor-
nehmlich die Erweiterung des Rohrnetzes und der Haus-
anschlüsse sowie die Anschaffung von Zählern und Klein-
geräten und Werkzeugen. Der Schwerpunkt lag, wie in den 
Vorjahren, in der nachhaltigen Substanzerhaltung. 
 
2.3 Finanzierung 
 
Zum Bilanzstichtag zeigt die Bilanz eine Überdeckung der 
langfristig gebundenen Vermögenswerte durch langfristiges 
Kapital von T€ 115 (2011 = T€ 124). 
 
2.4 Jahresergebnis 
 
Das Wasserwerk der Stadt Barntrup erwirtschaftete im Ge-
schäftsjahr 2012 einen Jahresüberschuss von T€ 21. Darin 
berücksichtigt wurde, wie im Vorjahr, eine Konzessionsab-
gabe in Höhe von T€ 63, die in 2013 an die Stadt Barntrup 
abgeführt wird. Gegenüber dem Ergebnisplan, in dem ein 
Jahresüberschuss von T€ 6 geplant war, stellt der erwirt-
schaftete Jahresüberschuss von T€  21eine Ergebnisver-
besserung von T€ 15 dar. Die Ergebnisverbesserung hängt 
im Wesentlichen mit den bei der Planaufstellung nicht ein-
zuschätzenden Verläufen wie z.B. nicht eingetretene aber 
kalkulierte Rohrbrüche, von anderen aktivierten Eigenleis-
tungen sowie von sonstigen betrieblichen Erträgen zu-
sammen. 
 
2.5 Umsatzentwicklung 
 
Die Umsatzerlöse sind im Geschäftsjahr 2012 um T€ 1 ge-
stiegen.  Die Verbrauchsgebühr je cbm und Grundgebühr 
für Wasserzähler ist gegenüber dem Vorjahr unverändert. 
Die Wasserabgabe an die Endverbraucher und Weiterver-
teiler ist im Geschäftsjahr 2012 um 3.843 cbm auf 
369.305 cbm (2011 = 365.462 cbm) gestiegen. 
 
2.6 Materialaufwand 
 
Für die Leistungsfähigkeit des Wasserwerkes der Stadt 
Barntrup ist die Funktion der Gewinnungs- und Speicheran-
lagen sowie des Verteilungsnetzes von elementarer Be-
deutung. Zur Sicherung eines funktionsfähigen Anlagenbe-
standes und zur Minimierung der Wasserverluste sind 
permanente Instandhaltungsmaßnahmen erforderlich (Be-
seitigung von Rohrbrüchen und Erneuerung von Schieber-
kreuzen). Im Geschäftsjahr 2012 wurden Instandhaltungs-
maßnahmen in Höhe von insgesamt T€ 155 (2011 = T€ 76) 
durchgeführt. 
 
 

 
2.7 Personal 
 
Das Wasserwerk der Stadt Barntrup beschäftigte am: 
 
 31.12.2012  31.12.2011 
 
 Personen  Personen 
Kaufmännische Angestellte  1  1 
Wassermeister  1  1 
Technische Angestellte   2  2 
Auszubildende  - - 
Gesamt:  4  4 

 
Im Geschäftsjahr 2012 wurde ein Personalaufwand von T€ 
247 (2011 = T€ 236) ausgewiesen. Dieser setzt sich zu-
sammen aus Löhnen und Gehältern in Höhe von T€ 193 
(2011 = T€ 183) und Sozialabgaben in Höhe von T€ 54 
(2011 = T€ 53). 
 
2.8 Ausblick 
 
Bisher wurde der Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und 
Verlustrechnung, Lagebericht, etc.) der Finanzbehörde in 
Papierform eingereicht. Ab dem Geschäftsjahr 2012 be-
steht die gesetzliche Verpflichtung, den Jahresabschluss in 
elektronischer Form an die Finanzbehörde zu übermitteln. 
In Vorbereitung dieser Verpflichtung hat das Wasserwerk 

- seinen Kontenplan dahingehend zu überprüfen, 
ob alle steuerlichen Werte schnell abgelesen wer-
den können 

- das Buchungsverhalten und die Buchungsvor-
schriften zu überprüfen und ggfs. vorausschauend 
zu ändern, 

- die Umstellung auf laufende parallele Rechnungs-
legung bzw. Bilanzierung nach HGB und Steuer-
recht zu prüfen und ggfs. einzuführen, um Überlei-
tungsrechnungen zu verhindern. 

 
3. Wasserverluste und Wasserqualität 
 
Im Berichtsjahr ist, unter Berücksichtigung von ermittelba-
ren Wasserverlusten, darüber hinaus ein rechnerischer 
Wasserverlust von 8.856 cbm bzw. 2,29 % 
(2011 = 17.188 cbm bzw. 4,1%) bei einer eingespeisten 
Wassermenge von cbm 387.268 (2011 = 416.153 cbm) zu 
verzeichnen. Das entspricht einem rechnerischen Wasser-
verlust je km Verteilungsnetz von ca. 98 cbm (2011 = ca. 
192 cbm). 
Im Geschäftsjahr 2012 wurden chemische, physikalische 
und bakteriologische Wasseruntersuchungen durch die 
GBA Gesellschaft für Bioanalytik Hamburg mbH vorge-
nommen. Die  
 
Trinkwasserqualität entspricht den Bestimmungen der 
Trinkwasserverordnung und ergab keinen Grund zu Bean-
standungen.  
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Die Anzahl der Wasserrohrbrüche hat sich in den letzten 
Jahren wie folgt entwickelt: 
 
2001 15 

2002 18 

2003 12 

2004 15 

2005 24 

2006 14 

2007 20 

2008 14 

2009 12 

2010 15 

2011   6 

2012 15 

 
Die Entwicklung der Wasserverluste der letzten Jahre zeigt 
folgende Aufstellung: 
 

Jahr Unbekannte Verluste 
in cbm 

Verluste in % zur Was-
serförderung 
 

2001 27.627 6,11 
2002 18.212 3,89 
2003 29.403 6,44 
2004 32.549 7,28 
2005 13.424 3,01 
2006 26.309 6,00 
2007 32.057 7,27 
2008   5.036 1,26 
2009   8.490 2,07 
2010 14.265 3,60 
2011 17.188 4,13 
2012   8.856 2,29 

 
B. Chancen und Risiken, voraussichtliche Entwicklung 
des Wasserwerkes der Stadt Barntrup 
 
1. Chancen und Risiken 
 
Das Bestreben der Betriebsleitung ist, das Wasserwerk der 
Stadt Barntrup effizient zu führen und mögliche Aufwands-
einsparungen wahrzunehmen, um konstante Verbrauchs-
gebühren bei einer gleichbleibenden Trinkwasserqualität zu 
gewährleisten. Die laufenden Investitions- und Instandhal-
tungsmaßnahmen dienen zur langfristigen Sicherung des 
funktionsfähigen Verteilungsnetzes und der Wassergewin-
nungs- und Wasserspeicherungsanlagen sowie der Mini-
mierung der Wasserverluste. Die derzeit zur Verfügung 
stehenden Wassergewinnungs- und Wasserspeicherungs-
anlagen als auch die vorliegenden Wasserrechte reichen 
unter Beachtung der voraussichtlichen Entwicklung der 
Einwohnerzahlen bereits aus, um langfristig die Versor-
gung der Bevölkerung von Barntrup mit Trinkwasser- und 
Brauchwasser zu gewährleisten. Wesentliche Erweite-
rungsinvestitionen, mit Ausnahme von Verteilungsnetzer-
weiterungen in Neubaugebieten, sind derzeit nicht abseh-
bar. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Ein nicht einschätzbares sowie (durch das Wasserwerk der 
Stadt Barntrup) nicht beeinflussbares Risiko für das Was-
serwerk der Stadt Barntrup stellt die Entwicklung der Ein-
wohner der Stadt Barntrup und deren Wasserverbrauchs-
verhalten dar. Konstante Verbrauchsgebühren können vo-
raussichtlich nur bei einer konstanten bzw. steigenden 
Einwohnerzahl und konstanten Trink- bzw. Brauchwasser-
verbräuchen gewährleistet werden. Erhebliche niedrige 
Trink- bzw. Brauchwasserverbräuche, bedingt durch sin-
kende Einwohnerzahlen und Trink- bzw. Brauchwasserein-
sparungen, haben zudem zusätzliche Wartungskosten und 
aufwendige Leitungsspülungen zur Folge, die sich negativ 
auf die Aufwandsstruktur des Wasserwerkes der Stadt 
Barntrup auswirken. Hier ist es erforderlich, dass sich die 
Stadt Barntrup als Wohn- und Wirtschaftsstandort etabliert, 
um eine konstante Einwohnerzahl zu sichern. Außerdem 
wird die Entwicklung des Trinkwasserverbrauchs durch die 
Entwicklung der Gesamtwirtschaft im Hinblick auf die Rea-
lisierung von Neubaugebieten und damit zusätzlichen An-
schlussleitungen und Anschlussnehmern bei einer positi-
ven gesamtwirtschaftlichen Entwicklung oder weiterführen-
den Trinkwassereinsparungen und Hausleerständen im 
Falle einer negativen gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
beeinflusst. Aufgrund des stagnierenden oder gar negati-
ven Bevölkerungswachstums sowie des aus Kostengrün-
den sparsamen Umgangs mit Wasser in der Bevölkerung 
und in der Industrie wird sich die Wasserverbrauchsmenge 
in den nächsten Jahren tendenziell eher vermindern. Es 
bleibt abzuwarten, ob daraus notwendigerweise weitere 
Leitungsspülungen oder Verkleinerungen von Rohrdimen-
sionen mit daraus resultierendem Investitionsaufwand not-
wendig werden. Darüber hinaus werden zukünftig hohe 
Sanierungsinvestitionen in das Wasserversorgungsnetz 
notwendig, da aufgrund der Altersstruktur des Netzes – 
überwiegend 60er und 70er Jahre – Leitungen- die Rohr-
bruchhäufigkeit und die Notwendigkeit von Leitungserneue-
rungen zunehmen werden. Das bereits im Vorjahr begon-
nene Sanierungskonzept zum Wasserversorgungsnetz 
wurde im Berichtsjahr weiter fortentwickelt, damit die Ge-
bührenbelastung für den Bürger auch zukünftig im über-
schaubaren Rahmen bleibt. Die Aufrechterhaltung der 
Trinkwasserqualität ist weiterhin eine wichtige Aufgabe für 
das Wasserwerk der Stadt Barntrup. Viren und Parasiten, 
die gegenüber Chlor weitgehend resistent sind, (z.B. Giar-
dia,  Cryptosporidium), die chemische Belastung des Roh-
wassers insbesondere mit Nitrat- und Pflanzenschutzmit-
teln sowie mit sogenannten „neuen“ Umweltchemiekalien 
wie perfluorierte Komponenten (PFC) stellen hierbei eine 
Herausforderung dar. Weniger die Aufbereitungstechniken, 
sondern vielmehr weitergehende Aktivitäten zum Schutz 
der Ressourcen sind gefragt (evtl. Ausweitung der beste-
henden Kooperation mit der Landwirtschaft). Aktuell beste-
hen jedoch in Bezug auf die Rohwasserqualität keinerlei 
Einschränkungen. Eine Aufbereitung des geförderten Roh-
wassers zu sog. Reinwasser ist bei dem Wasserwerk der 
Stadt Barntrup nicht notwendig. Im Gegensatz zur Qualität 
des Trinkwassers liegen derzeit keine Risiken bezüglich 
der Verfügbarkeit von eigenen ortsnahen Ressourcen vor. 
Aufgrund der Tatsache, dass die Entnahmemenge bisher 
kleiner als die Grundwasserneubildungsrate ist, wird es in 
Barntrup voraussichtlich auch unter sich ändernden 
Klimabedingungen (Klimawandel) keine grundsätzlichen 
Probleme mit der Trinkwasserversorgung geben. 
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Risiken, die zukünftig eine Bestandsgefährdung des Unter-
nehmens darstellen können, sind aus heutiger Sicht nicht 
erkennbar. 
 
2. Voraussichtliche Entwicklung des Wasserwerkes der 
Stadt Barntrup  
 
Der Vermögensplan des Wasserwerkes der Stadt Barntrup 
für das Geschäftsjahr 2013 sieht Investitionen von T€ 187 
und für das Geschäftsjahr 2014 in Höhe von T€ 150 in im-
materielle Vermögensgegenstände und Sachanlagen vor, 
die durch Abschreibungen, Anschlussbeiträge und Haus-
anschlusskosten sowie Darlehensneuaufnahmen finanziert 
werden sollen. Der Erfolgsplan geht für das Geschäftsjahr 
2013 von einem Jahresüberschuss von T€ 3 und für das 
Geschäftsjahr 2014 von einem ausgeglichenem Ergebnis 
aus. 
 
Im Bereich der Umsatzerlöse wird für das Geschäftsjahr 
2013 im Vergleich zum Geschäftsjahr 2012 mit um rd. 
T€ 40 steigenden Umsatzerlösen gerechnet 
(2012 = T€ 684; 2013 = T€ 723). Bei der Planung werden 
ab dem Jahr 2013 relativ konstante Verbrauchsgebühren 
unterstellt, wobei ab dem 01.01.2013 höhere Grundgebüh-
ren erhoben werden.  Diese werden jedoch durch rückläu-
fige Erträge aus der Auflösung von Bauzuschüssen zu ei-
nem großen Teil kompensiert werden. 
 
Prognosebericht 
 
Das Wasserwerk der Stadt Barntrup wird auch in Zukunft 
das Ziel verfolgen, bei einem gleich bleibend hohen Quali-
täts- und Leistungsanspruch den Aufwand so weit wie 
möglich zu reduzieren und die Wasserpreise so gering wie 
möglich zu halten. Hierzu werden auch in Zukunft sämtli-
che Rationalisierungspotenziale ausgeschöpft und Syner-
gieeffekte konsequent angewandt werden. 
 
Sonstige Angaben  
 
Es ergaben sich keine Feststellungen im Rahmen der Prü-
fung nach § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz, die weiterfüh-
rend zu erläutern sind.  
Nach dem Schluss des Wirtschaftsjahres 2012 sind keine 
Vorgänge von besonderer Bedeutung eingetreten, über die 
gesondert zu berichten ist.  
 
Barntrup, 31. März 2013 
Wasserwerk der Stadt Barntrup 
 
 
gez. Herbert Dahle 
-Betriebsleiter 

KrBl. Lippe 12.08.2013 
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Stadt Blomberg 
 
345 Eintragungen in die Denkmalliste der Stadt 

Blomberg gemäß § 3 DSchG NW 
 
Folgende Objekte sind gemäß § 3 des Gesetzes zum 
Schutz und zur Pflege der Denkmäler im Lande Nordrhein-
Westfalen (Denkmalschutzgesetz-DSchG) in der zur Zeit 
geltenden Fassung in die Denkmalliste der Stadt Blomberg 
eingetragen worden: 
 

Listenteil -A- 
 
Tag der Eintragung lfd. Nr. Objekt 
 
20.02.2013 164 Teil der historischen  
  Stadtmauer im Gebäude, 
 An der großen Mauer 17, 
 32825 Blomberg 
 Gemarkung Blomberg, 
 Flur 17, Flurstück 63 
 
20.02.2013 165 Ehem. Handwerkerhaus, 
 Petersilienstraße 12, 
 32825 Blomberg 
 Gemarkung Blomberg, 
 Flur 17, Flurstück 179 
 
20.02.2013 166 Ehem. Handwerkerhaus 
 Am Martiniturm 6, 
 32825 Blomberg 
 Gemarkung Blomberg, 
 Flur 19, Flurstück 272 
 

KrBl. Lippe 12.08.2013 
 
 
 
346 Aufstellung des Bebauungsplanes Nr.  01/32 

„Dienstleistungszentrum“  der Stadt Blom-
berg; hier: Satzungsbeschluss und Inkrafttre-
ten 

 
Der Rat der Stadt Blomberg hat in seiner Sitzung am 
18. Juli 2013 gem. §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der zurzeit gül-
tigen Fassung i.V.m. § 10 Baugesetzbuch (BauGB) in der 
z.Zt. gültigen Fassung die Aufstellung des Bebauungspla-
nes 01/32 der Stadt Blomberg einschließlich Begründung 
als Satzung beschlossen. Die Lage des Bebauungsplan-
gebietes ist dem beigefügten Übersichtsplan zu entneh-
men. Mit Vollzug dieser Bekanntmachung wird die Aufstel-
lung des Bebauungsplanes 01/32 der Stadt Blomberg 
rechtsverbindlich. 
 
Der Bebauungsplan liegt einschließlich Begründung im 
Fachbereich 60 – Bauen und Stadtentwicklung – der Stadt 
Blomberg, Marktplatz 2, I. Obergeschoß, 32825 Blomberg, 
vom Tage dieser Bekanntmachung an während der Dienst-
stunden zu jedermanns Einsichtnahme öffentlich aus. Je-
dermann kann Auskunft über den Inhalt des Bebauungs-
planes einschließlich Begründung verlangen. 
 
 
 
 
 

 
Hinweise 

 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung der 

in § 214 Abs.1 Satz 1 bis 3 des Baugesetzbuches be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften unbe-
achtlich ist, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung gegenüber der Gemeinde 
schriftlich geltend gemacht worden ist. 
 
Mängel der Abwägung sind gemäß § 215 Abs.1 Nr.3 
Baugesetzbuch ebenfalls unbeachtlich, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden 
sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften begründen soll, ist darzu-
legen. 
 

2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs.3 Satz 1 und 2 so-
wie Abs.4 des Baugesetzbuches über die Entschädi-
gungen von durch den Bebauungsplan eingetretenen 
Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und 
das Erlöschen entsprechender Entschädigungsan-
sprüche wird hingewiesen. 

 
3. Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung kann gemäß § 7 Abs. 6 GO NW nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn 

 
a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden, 
 

c. der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

 
d. der Form- und Verfahrensfehler ist gegenüber der 

Stadt Blomberg vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Blomberg, den 23. Juli 2013 
 
 
Geise 
Bürgermeister 

KrBl. Lippe 12.08.2013 
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Stadt Detmold 
 
347 2. Änderungssatzung zur „Satzung der Stadt 

Detmold über die Durchführung des Wochen-
marktes, der Frühjahrskirmes, des Bruchmark-
tes, der Zwetschgenkirmes und der Andreas-
messe vom 17.05.1999“ vom 30.07.2013 (zu-
letzt geändert durch die 1. Änderungssatzung 
vom 27.05.2009) 

 
Aufgrund des § 7 i. V. m. § 41 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666 / SGV 
NRW 2023) und der §§ 2, 4 und 6 des Kommunalabga-
bengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 
21. Oktober 1969 ( GV NRW S. 712/SGV NRW 610) in den 
jeweils gültigen Fassungen hat der Rat der Stadt Detmold 
in seiner Sitzung am 11.07.2013 folgende Änderungssat-
zung beschlossen: 
 

§ 1 
Ziffer I Nr. 4 der Anlage zur Satzung der Stadt Detmold 
über die Durchführung des Wochenmarktes, des Frühlings-
festes, des Bruchmarktes, der Zwetschgenkirmes und der 
Andreasmesse wird um Buchstabe c) ergänzt: 
 

„c)  Rosental (Fahrbahn einschließlich der Parkplätze von 
der Ameide bis Lange Straße) und Fußgängerzone 
Lange Straße (von Rosental bis Einmündung Meier-
straße) von Dienstag nach dem 1. Advent bis zwei 
Werktage nach Beendigung des Weihnachtsmarktes 
„Detmolder Advent“.“ 

 
§ 2 

 
Diese Änderungsverordnung tritt eine Woche nach ihrer 
öffentlichen Bekanntmachung im Kreisblatt (Amtsblatt des 
Kreises Lippe und seiner Städte und Gemeinden) in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 30.07.2013 
Der Bürgermeister 
 
 
Heller 

Kr.Bl. Lippe 12.08.2013 
 
 
 
348 Aufstellung des Bebauungsplanes 01-52 

„Braunenbruch“, 8. Änderung Ortsteil: Det-
mold Süd Änderungsgebiet: Zwischen Eisen-
bahn, Wittekindstraße, Heidenoldendorfer 
Straße und Knochenbach 

 
Es wird hiermit gem. § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 03.07.2013 
gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen die Einleitung des o. g. Bebauungsplanver-
fahrens mit folgendem Wortlaut beschlossen hat (Aufstel-
lungsbeschluss): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt 
gem. § 2 (1) BauGB die Aufstellung des  

 
Bebauungsplanes 01-52 „Braunenbruch“, 8. 

Änderung 
Ortsteil: Detmold Süd 
Änderungsgebiet: Zwischen Eisenbahn, 

Wittekindstraße, 
Heidenoldendorfer Straße und 
Knochenbach 

 
Lage und Umfang des betroffenen Bereiches sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. Für die genaue Abgrenzung des betroffenen 
Gebietes ist die Grenzeintragung im Flurkartenauszug ver-
bindlich.  
 
Dieser kann während der Zeiten des Publikumsverkehrs im 
Fachbereich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, Fer-
dinand-Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, eingese-
hen werden. 
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Bekanntmachungsanordnung 

 
Der Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom 03.07.2013 über die Aufstellung des  
 
Bebauungsplanes 01-52 „Braunenbruch“, 8. 

Änderung 
Ortsteil: Detmold Süd 
Änderungsgebiet: Zwischen Eisenbahn, 

Wittekindstraße, 
Heidenoldendorfer Straße und 
Knochenbach 

 
wird hiermit gemäß § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) öffent-
lich bekannt gemacht. 
 
Detmold, 01.08.2013 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl. Lippe 12.08.2013 
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349 Aufstellung des Bebauungsplanes 01-53 

„Gelskamp“, 14. Änderungm Ortsteil: Detmold 
Nord Änderungsgebiet: Zwischen Eisenbahn, 
Orbker Straße, Kreuzstraße, Hinter den Pinnei-
chen, Am Jahnplatz und Wittekindstraße 

 
Es wird hiermit gem. § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 03.07.2013 
gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen die Einleitung des o. g. Bebauungsplanver-
fahrens mit folgendem Wortlaut beschlossen hat (Aufstel-
lungsbeschluss): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt 
gem. § 2 (1) BauGB die Aufstellung des  

 
Bebauungsplanes 01-53 „Gelskamp“, 14. Änderung 
Ortsteil: Detmold Nord 
Änderungsgebiet: Zwischen Eisenbahn, Orbker 

Straße, Kreuzstraße, Hinter den 
Pinneichen, Am Jahnplatz und 
Wittekindstraße 

 
Lage und Umfang des betroffenen Bereiches sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. Für die genaue Abgrenzung des betroffenen 
Gebietes ist die Grenzeintragung im Flurkartenauszug ver-
bindlich.  
 
Dieser kann während der Zeiten des Publikumsverkehrs im 
Fachbereich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, Fer-
dinand-Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, eingese-
hen werden. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom 03.07.2013 über die Aufstellung des  
 
Bebauungsplanes 01-53 „Gelskamp“, 14. Änderung 
Ortsteil: Detmold Nord 
Änderungsgebiet: Zwischen Eisenbahn, Orbker 

Straße, Kreuzstraße, Hinter den 
Pinneichen, Am Jahnplatz und 
Wittekindstraße 

 
wird hiermit gemäß § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) öffent-
lich bekannt gemacht. 
 
Detmold, 01.08.2013 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl. Lippe 12.08.2013 
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350 Aufstellung des Bebauungsplanes 01-81 

„Bahnhofstraße“, Aufstellung Ortsteil: Det-
mold Süd Plangebiet: Ehemaliges BVO-
Gelände, Gemarkung Detmold, Flur 29, Flur-
stücke 285, 286, 287 und 308 teilweise, Flur 30, 
Flurstück 48 

 
Es wird hiermit gem. § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 17.04.2013 
gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen die Einleitung des o. g. Bebauungsplanver-
fahrens mit folgendem Wortlaut beschlossen hat (Aufstel-
lungsbeschluss): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt 
gem. § 2 (1) BauGB die Aufstellung des  

 
Bebauungsplanes 01-81 „Bahnhofstraße“, 

Aufstellung 
Ortsteil: Detmold Süd 
Plangebiet: Ehemaliges BVO-Gelände, 

Gemarkung Detmold, Flur 29, 
Flurstücke 285, 286, 287 und 308 
teilweise, Flur 30, Flurstück 48 

 
Lage und Umfang des betroffenen Bereiches sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. Für die genaue Abgrenzung des betroffenen 
Gebietes ist die Grenzeintragung im Flurkartenauszug ver-
bindlich.  
 
Dieser kann während der Zeiten des Publikumsverkehrs im 
Fachbereich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, Fer-
dinand-Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, eingese-
hen werden. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom 17.04.2013 über die Aufstellung des  
 
Bebauungsplanes 01-81 „Bahnhofstraße“, 

Aufstellung 
Ortsteil: Detmold Süd 
Plangebiet: Ehemaliges BVO-Gelände, 

Gemarkung Detmold, Flur 29, 
Flurstücke 285, 286, 287 und 308 
teilweise, Flur 30, Flurstück 48 

 
wird hiermit gemäß § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) öffent-
lich bekannt gemacht. 
 
Detmold, 30.07.2013 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl. Lippe 12.08.2013 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
351 Satzung über die Abweichung der Anteile der 

Beitragspflichtigen am Aufwand nach § 4 Abs. 
3 der Satzung der Stadt Horn-Bad Meinberg 
über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 
KAG NW für den Ausbau der Straße „Hinter 
der Mauer“ vom 22.07.2013 

 
Aufgrund der §§ 1, 2 und 8 des Kommunalabgabengeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 
21. Oktober 1969 (GV. NW. S. 712), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 13. Dezember 2011 (GV. NRW. S. 687), und 
des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 9. April 2013 
(GV. NRW. S. 194), sowie der Satzung über die Erhebung 
von Beiträgen nach § 8 des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) für straßenbauli-
che Maßnahmen der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 
13.12.2011 (KrBl. Lippe 27.12.2011 S. 787-792), hat der 
Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg in seiner Sitzung am 
18.07.2013 folgende Abweichungssatzung beschlossen: 
 
§ 1 
 
Für den Ausbau der Erschließungsanlage „Hinter der Mau-
er“ wird in Abweichung zu § 4 Abs. 3 Nr. 1 Buchstabe a) 
der Satzung der Stadt Horn-Bad Meinberg über die Erhe-
bung von Beiträgen nach § 8 KAG NW der Anteil der Bei-
tragspflichtigen von „65 v. H.“ in „10 v. H.“ geändert. 
 
§ 2 
 
Diese Abweichungssatzung tritt am Tage nach der Be-
kanntmachung in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung über die Abweichung der Anteile 
der Beitragspflichtigen am Aufwand nach § 4 Abs. 3 der 
Satzung der Stadt Horn-Bad Meinberg über die Erhebung 
von Beiträgen nach § 8 KAG NW für den Ausbau der Stra-
ße „Hinter der Mauer“ wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
 
 
 

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Horn-Bad Meinberg vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 22.07.2013 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Block 

Kr.Bl. Lippe 12.08.2013 
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Stadt Lage 
 
352 Aufstellung des Bebauungsplans G 6 E „SB-

Warenhaus“ der Stadt Lage im beschleunigten 
Verfahren gem. § 13 a BauGB hier: Durchfüh-
rung der öffentlichen Auslegung § 3 
Abs. 2 BauGB 

 
Der Bau- und Planungsausschuss des Rates der Stadt La-
ge hat in seiner Sitzung am 18.07.2013 die Durchführung 
der öffentlichen Auslegung des Bebauungsplans G 6 E 
„SB-Warenhaus“ im OT Lage beschlossen. Der Beschluss 
vom 18.07.2013 hat folgenden Wortlaut: 
 
„Die Verwaltung wird beauftragt, den Entwurf zur Aufstel-
lung des Bebauungsplans G 6 E „SB-Warenhaus“ mit den 
zuvor bestimmten Planinhalten gem. § 3 Abs. 2 BauGB öf-
fentlich auszulegen.“ 
 
Entsprechend wird hiermit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB be-
kannt gemacht, dass die öffentliche Auslegung in der Zeit 
vom  
 

27.08.2013 bis einschließlich 02.10.2013 
 
während der Dienststunden im Fachteam Planen der Stadt 
Lage, Rathaus III, 32791 Lage, Lange Straße 67, 2. Ober-
geschoss, Zimmer 204 stattfindet. Zusätzlich kann der Be-
bauungsplanentwurf im Internet unter 
http://www2.lage.de/Bauen-und-Wirtschaft/Entwickeln-und-
Planen/Stadtplanung/Öffentlichkeitsbeteiligung eingesehen 
werden.  
 
Das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplans G 6 E 
„SB-Warenhaus“ der Stadt Lage wird gemäß § 13 a BauGB 
im beschleunigten Verfahren ohne Durchführung einer 
Umweltprüfung (§ 2 Abs. 4 BauGB) durchgeführt.  
 
Lage und Umfang des Plangebietes sind aus dem in dieser 
Bekanntmachung abgedruckten Übersichtsplan ersichtlich. 
Der räumliche Geltungsbereich ist in dem Übersichtsplan 
mit einer schwarzen unterbrochenen Linie eingegrenzt. Für 
die genaue Umgrenzung ist die in den ausliegenden Plan-
unterlagen vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen zu 
dem Entwurf schriftlich oder zur Niederschrift bei der vor-
genannten Auslegungsstelle abgegeben werden. Nicht 
fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der 
Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt 
bleiben.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 47 Abs. 2 a der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ein Antrag auf Nor-
menkontrolle unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende 
Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rah-
men der öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet gel-
tend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Lage, den 29. Juli 2013 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

KrBl. Lippe 12.08.2013 
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Stadt Lügde 
 
353 Aufstellung einer Außenbereichssatzung im 

Ortsteil Sabbenhausen der Stadt Lügde; Be-
reich: Winkhausen 

 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Planen und Bauen 
der Stadt Lügde hat in seiner Sitzung am 03. Dezember 
2012 die Aufstellung einer Außenbereichssatzung nach 
§ 35 Abs. 6 des Baugesetzbuches (BauGB) im Ortsteil 
Sabbenhausen der Stadt Lügde im Bereich Winkhausen 
beschlossen.  
 
Weiterhin hat der Ausschuss für Stadtentwicklung, Planen 
und Bauen beschlossen, die Beteiligung der Öffentlichkeit 
nach § 35 Abs. 6 BauGB in Verbindung mit § 13 Abs. 2 
Nr. 2 BauGB im Rahmen einer Auslegung nach § 3 
Abs. 2 BauGB durchzuführen.  
 
Der Entwurf der Außenbereichssatzung „Winkhausen“ 
nach § 35 Abs. 6 BauGB im Ortsteil Sabbenhausen der 
Stadt Lügde liegt einschl. der Begründung nach § 3 
Abs. 2 BauGB in der Zeit vom  
 

20. August 2013 bis 20. September 2013 
 

im Fachbereich Planen und Bauen (2. Obergeschoss, 
Zimmer 24) der Stadt Lügde, Am Markt 1, 32676 Lügde 
während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht aus.   
 
Der Satzungsbereich ist aus dem dieser Bekanntmachung 
beigefügten Übersichtsplan ersichtlich.  
 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen bei 
der Stadt Lügde, Am Markt 1, 32676 Lügde schriftlich oder 
zur Niederschrift abgegeben werden. Nicht fristgerecht ab-
gegebene Stellungnahmen können bei der  Beschlussfas-
sung über die Außenbereichssatzung unberücksichtigt 
bleiben.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 47 Abs. 2 a 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ein Antrag auf Nor-
menkontrolle unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende 
Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rah-
men der öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet gel-
tend gemacht hat, aber hätte geltend machen können.  
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die Auslegung der Außenbereichssatzung „Winkhausen“ 
im Ortsteil Sabbenhausen der Stadt Lügde nach § 3 
Abs. 2 BauGB wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Lügde, 30. Juli 2013 
 
Stadt Lügde  
Der Bürgermeister 
 
 
i. V. Loges 

KrBl. Lippe 12.08.2013 
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Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
354 Haushaltssatzung der Stadt Schieder-

Schwalenberg für das Haushaltsjahr 2013 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.11.1994 (GV NW S. 666 ff) in der zurzeit geltenden 
Fassung hat der Rat der Stadt Schieder-Schwalenberg mit 
Beschluss vom 27.06.2013 folgende Haushaltssatzung er-
lassen: 
 

§ 1 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2013, der die zur 
Erfüllung der Aufgaben der Stadt Schieder-Schwalenberg 
voraussichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden Auf-
wendungen sowie eingehenden Einzahlungen und zu leis-
tenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungser-
mächtigungen enthält, wird 
 
im Ergebnisplan mit  
dem Gesamtbetrag der Erträge auf 14.951.300 € 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen 
auf 

 
17.276.250 € 

im Finanzplan mit  
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus der laufenden Verwaltungstätigkeit 
auf 

 
 
13.804.700 € 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus der laufenden Verwaltungstätigkeit 
auf 

 
 
15.349.250 € 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus der Investitionstätigkeit auf 

 
1.142.000 € 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus der Investitionstätigkeit auf 

 
1.740.000 € 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus der Finanzierungstätigkeit auf 

 
375.500 € 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus der Finanzierungstätigkeit auf 

 
523.000 € 

festgesetzt. 
 

§ 2 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investi-
tionen erforderlich ist, wird auf 374.000 € festgesetzt. 
 

§ 3 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der 
zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen 
Jahren erforderlich ist, wird auf 300.000 € festgesetzt. 
 

§ 4 
Die Verringerung der allgemeinen Rücklage aufgrund des 
voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan wird 
auf 2.324.950 € festgesetzt. 
 

§ 5 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung 
in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 
15.000.000 € festgesetzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 6 

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern sind mit Hebe-
satzsatzung vom 08.12.2010 für das Haushaltsjahr 2013 
wie folgt festgesetzt worden: 
1. Grundsteuer  
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen 

Betriebe (Grundsteuer A) auf 
 

230 v.H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) 

auf 
 

430 v.H. 
2. Gewerbesteuer 418 v.H. 
 

§ 7 
Nach dem Haushaltssicherungskonzept ist der Haushalt-
sausgleich im Jahre 2021 wieder hergestellt. Die im Haus-
haltssicherungskonzept enthaltenen Konsolidierungsmaß-
nahmen sind bei der Ausführung des Haushaltsplans um-
zusetzen. 
 

§ 8 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen sind erheblich im Sinne des § 83 Abs. 2 GO NRW, 
wenn sie im Einzelfall mehr als 20.000 € betragen. 
 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für 
das Haushaltsjahr 2013 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gem. 
§ 80 Abs. 5 GO NRW dem Landrat als untere staatliche 
Verwaltungsbehörde in Detmold mit Schreiben vom 
18.07.2013 angezeigt worden. Die nach § 76 GO NRW er-
forderliche Genehmigung des Haushaltssicherungskonzep-
tes ist vom Landrat als untere staatliche Verwaltungsbe-
hörde in Detmold mit Verfügung vom 29.07.2013 erteilt 
worden. 
 
Der Haushaltsplan und das Haushaltssicherungskonzept 
liegen zur Einsichtnahme während der Öffnungszeiten der 
Verwaltung im Rat- und Bürgerhaus Schieder, Domäne 3, 
Zimmer 22 öffentlich aus und sind unter www.schieder-
schwalenberg.de verfügbar. 
 
Schieder-Schwalenberg, den 31.07.2013 
 
 
Gert Klaus 
-Bürgermeister- 

KrBl. Lippe 12.08.2013 
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Bezirksregierung Detmold 
 
355 Beschleunigte Zusammenlegung Altenbeken 

Schussfeststellung vom 22.07.2013 
 
I. In der beschleunigten Zusammenlegung Altenbeken  

- Az.: 33 – 22 94 A -, Kreis Paderborn, wird hiermit 
nach § 149 des Flurbereinigungsgesetzes - FlurbG - 
in der Fassung vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 546), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.12.2008 
(BGBl. I S. 2794), die Schlussfeststellung erlassen 
und folgendes festgestellt: 

 
1.  Die Ausführung der beschleunigten Zu-

sammenlegung nach dem Zusammenle-
gungsplan ist bewirkt. 

 
2. Den Beteiligten stehen keine Ansprüche 

mehr zu, die im beschleunigten Zusam-
menlegungsverfahren hätten berücksich-
tigt werden müssen. 

 
3. Die Teilnehmergemeinschaft der be-

schleunigten Zusammenlegung Altenbe-
ken  wird als Körperschaft des öffentli-
chen Rechts aufgelöst, da ihre Aufgaben 
erfüllt sind. 

 
II. Das beschleunigte Zusammenlegungsverfahren Alt-

enbeken wird mit der Zustellung der bestandskräfti-
gen Schlussfeststellung an den Vorsitzenden der 
Teilnehmer-gemeinschaft beendet. 

 
III. Die Aufgaben der Teilnehmergemeinschaft sind ab-

geschlossen. 
Die Teilnehmergemeinschaft erlischt gemäß § 149 
Abs. 4 FlurbG. Damit erlöschen auch die Rechte 
und Pflichten des Vorsitzenden der Teilnehmerge-
meinschaft. 

 
Gründe 

 
Der Abschluss des beschleunigten Zusammenlegungsver-
fahrens durch die Schlussfeststellung ist zulässig und be-
gründet. Der Zusammenlegungsplan mit seinen beiden 
Nachträgen N1 und N2 ist in allen Teilen ausgeführt. 
 
Das Eigentum an den neuen Grundstücken ist auf die im 
Zusammenlegungsplan genannten Beteiligten übergegan-
gen. Die Berichtigung der öffentlichen Bücher, insbesonde-
re Grundbuch und Liegenschaftsbuch ist abgeschlossen. 
 
Da somit weder Ansprüche von Beteiligten noch sonstige 
Angelegenheiten zu regeln sind, die im Zusammenle-
gungsplan hätten berücksichtigt werden müssen, war das 
Verfahren durch Schlussfeststellung abzuschließen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Rechtsbehelfsbelehrung 

 
Gegen diesen Beschluss kann Klage beim dem 
 

Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-
Westfalen (OVG NRW) 

9 a Senat – Flurbereinigungsgericht – 
Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster 

 
erhoben werden. 
 
Sie ist gegen das Land Nordrhein-Westfalen zu richten und 
muss innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Be-
schlusses bei dem Gericht eingegangen sein. 
Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe 
der Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr bei 
den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten im Lande 
Nordrhein-Westfalen- ERVVO VG/FG vom 07. 11. 2012 
(GV.NRW. S. 548) eingereicht werden. 
 
Gegen diese Schlussfeststellung kann auch der Vorstand 
der Teilnehmergemeinschaft Klage erheben (§ 149 Abs. 1 
Satz 3 FlurbG). 
 
Im Auftrag 
 
 
gez. Wolfgang Boeck 
(Leitender Regierungsdirektor) 

KrBl. Lippe 12.08.2013 
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Stadtwerke Bad Salzuflen 
 
356 Jahresabschluss 2012 
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4. BESTÄTIGUNGSVERMERK 
 
Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht der Stadt-
werke Bad Salzuflen GmbH, Bad Salzuflen, für das Ge-
schäftsjahr vom 01. Januar bis 31. Dezember 2012 geprüft. 
Nach § 6b Abs. 5 EnWG umfasste die Prüfung auch die 
Einhaltung der Pflichten zur Entflechtung in der Rech-
nungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG, wonach für die Tä-
tigkeiten nach § 6b Abs. 3 EnWG getrennte Konten zu füh-
ren und Tätigkeitsabschlüsse aufzustellen sind. Die Buch-
führung und die Aufstellung von Jahresabschluss und La-
gebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vor-
schriften (und den ergänzenden Regelungen im Gesell-
schaftsvertrag) sowie die Einhaltung der Pflichten nach 
§ 6b Abs. 3 EnWG liegen in der Verantwortung der gesetz-
lichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, 
auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung ei-
ne Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbezie-
hung der Buchführung und über den Lagebericht sowie 
über die Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG abzu-
geben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach 
§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Da-
nach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass 
Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung 
des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den 
Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender 
Sicherheit erkannt werden und dass mit hinreichender Si-
cherheit beurteilt werden kann, ob die Pflichten zur Rech-
nungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG in allen wesentlichen 
Belangen erfüllt sind. Bei der Festlegung der Prüfungs-
handlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstä-
tigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld 
der Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögliche 
Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die 
Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen 
Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buch-
führung, Jahresabschluss und Lagebericht sowie für die 
Einhaltung der Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6b 
Abs. 3 EnWG überwiegend auf der Basis von Stichproben 
beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der ange-
wandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen 
Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter, die Würdigung 
der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts sowie die Beurteilung, ob die Wertansätze 
und die Zuordnung der Konten nach § 6b Abs. 3 EnWG 
sachgerecht und nachvollziehbar erfolgt sind und der 
Grundsatz der Stetigkeit beachtet wurde. Wir sind der Auf-
fassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere 
Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Best-
immungen des Gesellschaftsvertrages und vermittelt unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. 
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken 
der künftigen Entwicklung zutreffend dar. 
 
Die Prüfung der Einhaltung der Pflichten zur Rechnungsle-
gung nach § 6b Abs. 3 EnWG, wonach für die Tätigkeiten 
nach § 6b Abs. 3 EnWG getrennte Konten zu führen und 
Tätigkeitsabschlüsse aufzustellen sind, hat zu keinen Ein-
wendungen geführt. 
 
Bielefeld, den 21. Mai 2013 
DR. RÖHRICHT – DR. SCHILLEN oHG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 
 
 
Kampen 
Wirtschaftsprüfer 
ppa. Heidbrink 
Wirtschaftsprüfer 
 
5. Hinweis auf Auslegung: 
 
Jahreabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit vom 
09.09.2013 bis 23.09.2013 im Verwaltungsgebäude der 
Stadtwerke Bad Salzuflen GmbH, Zimmer 304, in der Ufer-
straße 36-44 in Bad Salzuflen zur Einsicht aus. 
 

KrBl. Lippe 12.08.2013 
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Stadtwerke Lemgo 
 
357 Veröffentlichung Jahresabschluss 2012 
 
Die Gesellschafterversammlung der Stadtwerke Lemgo 
GmbH hat, nachdem der Aufsichtsrat in seiner Sitzung am 
24.06.2013 den Jahresabschluss 2012 der Stadtwerke 
Lemgo GmbH formell festgestellt hat,  in seiner Sitzung am 
15.07.2013 folgenden Beschluss gefasst: Die Gesellschaf-
terversammlung beschließt den Jahresüberschuss in Höhe 
von 360.329,74 EUR auf neue Rechnung vorzutragen. 
 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit vom 
23. September bis einschließlich 27. September 2013 wäh-
rend der Geschäftszeiten (montags bis donnerstags von 
8.00 bis 16.30 Uhr und freitags von 8.00 bis 13.00 Uhr) im 
Verwaltungsgebäude Bruchweg 24, Lemgo, zur Einsicht 
aus. 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und Lagebe-
richtes beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft „Rödl & 
Partner GmbH“, Köln, hat am 22. Mai 2013 den folgenden 
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
„Wir haben den Jahresabschluss -bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang- unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht der Stadt-
werke Lemgo GmbH für das Geschäftsjahr vom 01. Januar 
bis 31. Dezember 2012 geprüft. Nach § 6b Abs. 5 EnWG 
umfasste die Prüfung auch die Einhaltung der Pflichten zur 
Entflechtung in der internen Rechnungslegung nach § 6b 
Abs. 3 EnWG, wonach für die Tätigkeiten nach § 6b Abs. 3 
EnWG getrennte Konten zu führen und Tätigkeitsabschlüs-
se aufzustellen sind. Die Buchführung und die Aufstellung 
von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen 
handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden 
Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages sowie die Ein-
haltung der Pflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG liegen in der 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. 
Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns 
durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahres-
abschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über 
den Lagebericht sowie über die Einhaltung der Pflichten  
zur Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG abzugeben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Wir haben  unsere Jahresabschlußprüfung nach 
§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Da-
nach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass 
Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung 
des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung und durch den 
Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender 
Sicherheit erkannt werden und dass mit hinreichender Si-
cherheit beurteilt werden kann, ob die Pflichten zur Rech-
nungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG in allen wesentlichen 
Belangen erfüllt sind. Bei der Festlegung der Prüfungs-
handlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstä-
tigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld 
der Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögliche 
Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die 
Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen 
Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buch-
führung, Jahresabschluss und Lagebericht sowie für die 
Einhaltung der Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6b 
Abs. 3 EnWG überwiegend auf der Basis von Stichproben 
beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der ange-
wandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen 
Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Wür-
digung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts sowie die Beurteilung, ob die Wertansät-
ze und die Zuordnung der Konten nach § 6b Abs. 3 EnWG 
sachgerecht und nachvollziehbar erfolgt sind und der 
Grundsatz der Stetigkeit beachtet wurde. Wir sind der Auf-
fassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere 
Grundlage für unsere Beurteilung bildet.  
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und  den ergänzenden Best-
immungen des Gesellschaftsvertrages  und vermittelt unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. 
Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresab-
schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken 
der künftigen Entwicklung zutreffend dar. 
 
Die Prüfung der Einhaltung der Pflichten zur Rechnungsle-
gung nach § 6b Abs. 3 EnWG, wonach für die Tätigkeiten 
nach § 6b Abs. 3 EnWG getrennte Konten zu führen und 
Tätigkeitsabschlüsse aufzustellen sind, hat zu keinen Ein-
wendungen geführt.“ 
 
Lemgo, den 29.07.2013 
 
STADTWERKE LEMGO GMBH 
Bruchweg 24 
32657 Lemgo 
 
 
Arnd Oberscheven 
Geschäftsführer 

KrBl. Lippe 12.08.2013 
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Studieninstitut Westfalen-Lippe 
 
358 3. Satzung zur Änderung der Satzung des 

Zweckverbandes Studieninstitut für kommuna-
le Verwaltung Westfalen-Lippe vom 30. Januar 
2013 

 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Studien-
institut für kommunale Verwaltung Westfalen-Lippe hat in 
ihrer Sitzung am 30.01.2013 folgende 3. Satzung zur Ände-
rung der Satzung des Zweckverbandes Studieninstitut für 
kommunale Verwaltung Westfalen-Lippe beschlossen: 
 

I. 
 
1. Die Präambel wird gestrichen. 
 
2. In § 1 wird als Abs. 3 eingefügt: „Mitglieder des 

Zweckverbandes ‚Studieninstitut für kommunale Ver-
waltung Westfalen – Lippe’ sind die Städte Bielefeld, 
Münster und Rheine und die Kreise Coesfeld, Borken, 
Gütersloh, Herford, Lippe, Minden-Lübbecke, Steinfurt 
und Warendorf sowie der Landschaftsverband West-
falen-Lippe.“ 

 
3. In § 2 wird hinter Abs. 5 ein neuer Abs. 6 eingefügt: 

„Das Studieninstitut unterstützt die Verwaltungen 
durch ein Personalberatungsverfahren bei der Aus-
wahl geeigneter Nachwuchskräfte.“ 

 
Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 7. 
 

4. In § 4 Abs. 2 Auflistung h) wird der Verweis auf 
§ 2 Abs. 6 in einen Verweis auf § 2 Abs. 7 geändert. 

 
5. In § 9 erhält Abs. 1 Satz 1 die folgende Fassung: „Die 

hauptamtlichen Dienstkräfte werden als Beam-
te/Beamtinnen des Zweckverbandes auf Lebenszeit 
oder als tariflich Beschäftigte eingestellt.“ 

 
6. § 9 Abs. 2 erhält folgende Fassung: „Die nach gelten-

dem Recht auszustellenden Urkunden für Beam-
te/Beamtinnen sowie Arbeitsverträge und sonstige 
schriftliche Erklärungen zur Regelung der Rechtsver-
hältnisse von tariflich Beschäftigten bedürfen der Un-
terzeichnung durch den Verbandsvorsteher/die Ver-
bandsvorsteherin oder seinen/ihren Stellvertre-
ter/seine/ihre Stellvertreterin. Der Verbandsvorste-
her/Die Verbandsvorsteherin kann die Unterschrifts-
befugnis durch Dienstanweisung übertragen.“ 

 
7. § 10 Abs. 1 erhält folgende Fassung: „Erklärungen, 

durch die der Zweckverband verpflichtet werden soll, 
bedürfen der Schriftform. Sie sind vom Verbandsvor-
steher/von der Verbandsvorsteherin oder sei-
nem/ihrem Stellvertreter/seiner/ihrer Stellvertreterin zu 
unterzeichnen.“ 

 
8. § 12 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: „Die Ge-

samthöhe der Umlage, bestehend aus einer allgemei-
nen und einer Versorgungsumlage, wird von der Ver-
bandsversammlung im Rahmen der Haushaltssat-
zung beschlossen.“ 

 
 
 
 

 
9. In § 12 wird hinter Abs. 1 ein neuer Abs. 2 eingefügt. 

Er hat folgenden Wortlaut: 
 

„Bei der Berechnung der Umlagenhöhe wird in folgen-
den Fällen von der Regelung in Abs. 1 abgewichen: 
 

• Die Einwohnerzahl des Kreises Steinfurt wird 
um die Einwohnerzahl der Stadt Rheine redu-
ziert, weil die Stadt Rheine selbst Mitglied des 
Verbandes ist. 

• Für den Kreis Warendorf werden wegen der 
weiteren Mitgliedschaft beim Studieninstitut 
Hellweg-Sauerland 55% der Einwohnerzahl 
zugrunde gelegt. 

• Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe 
wird mit der Einwohnerzahl der Stadt Münster 
veranschlagt.“ 

 
Der frühere Abs. 2 wird zu Abs. 3 und wie folgt aktua-
lisiert: „Die Versorgungslasten werden durch eine 
Versorgungsumlage entsprechend dem Maßstab in 
Abs. 1 und Abs. 2 aufgebracht.“ 
 
Der frühere Abs. 3 wird gestrichen. 
 

10. In § 13 wird Satz 3 ergänzt und erhält folgende Fas-
sung: „Es gilt der in § 12 Abs. 1 und Abs. 2 genannte 
Maßstab.“ 

 
11. In § 14 Abs. 1 wird Satz 1 ergänzt und erhält folgende 

Fassung: „Im Falle der Auflösung gehen das Vermö-
gen und die bestehenden Verbindlichkeiten auf die 
Verbandsmitglieder in dem Verhältnis nach § 12 
Abs. 1 und Abs. 2 über.“ 

 
II. 

 
Diese Änderungssatzung tritt mit dem Tage nach der öf-
fentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 

KrBl. Lippe 12.08.2013 
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